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1. Einleitung
JU-Quest ist ein Projekt, das den bundesländer- und trägerübergreifenden Diskurs zur Jugendwohlfahrt in Österreich fördern möchte. Dazu wird auch ein Mal im Jahr eine ExpertInnenbefragung zu Entwicklungen in der Jugendwohlfahrt durchgeführt.

Bei der JU-Quest-ExpertInnen-Befragung 2008 wurde eine Entwicklung aufgegriffen, die man unter dem Titel „Neuordnung des Jugendwohlfahrtsgesetzes“ fassen könnte:
Die österreichische Jugendwohlfahrt ist in der öffentlichen Diskussion, vor allem in der medialen Berichterstattung, mit hohen Erwartungen konfrontiert. Zum Teil ist sie – gerade im Kontext medial aufgegriffener Fälle von Gewalt gegen Kinder – auch massiven Angriffen ausgesetzt. Die breit erhobenen Forderungen nach einer Verbesserung des Kinderschutzes und auch die Aktivitäten der 2007 konstituierten „Interessensgemeinschaft Chancengesetz“, die für eine grundlegende Neugestaltung des Jugendwohlfahrtsgesetzes eintritt, haben wesentlich dazu beigetragen, dass auf Bundesebene eine grundsätzliche Novellierung der gesetzlichen Rahmenbedingungen ins Auge gefasst wurde.

Für die JU-Quest-Befragung 2008 wurde in diesem Kontext ein Fragebogen ausgearbeitet, in dem zentrale Themenbereiche angesprochen wurden, die in der Diskussion über ein neues Jugendwohlfahrtsgesetz eine Rolle spielten. 

Ziel der Befragung war es, auf der Basis der Antworten zum einen ein Stimmungsbild zu zeichnen, was als gut funktionierend angesehen und wo von den befragten ExpertInnen ein Veränderungsbedarf gesehen wird. Es sollten zum anderen Denkmodelle, Konzepte und Vorschläge zumindest ansatzweise identifiziert werden, die im Zusammenhang mit einer Novellierung oder Neugestaltung des Jugendwohlfahrtsgesetzes von Bedeutung sein könnten.

Die Befragung wurde im Sommer 2008 durchgeführt, aber von der realen Entwicklung mehr oder weniger überholt. Von Seiten des Bundesministeriums wurde nämlich bereits im Frühjahr 2008 mit der Ausarbeitung eines Entwurfes begonnen. Diese Arbeit wurde auf eine breite Basis gestellt, indem verschiedenste Institutionen, Behörden, Gruppierungen und Jugendwohlfahrtsträger eingeladen wurden, sich in drei Arbeitsgruppen mit der Frage zu beschäftigen, wie ein zeitgemäßes Jugendwohlfahrtsgesetz aussehen sollte. Die drei Themen dieser Arbeitsgruppen waren: „Aufdeckung von Gefährdungen und Hilfeplan“, „Standards“ sowie „Ziele und Grundsätze“. Im Oktober wurde dann bereits ein Entwurf für ein „Kinder- und Jugendhilfegesetz“ zur Begutachtung ausgeschickt. Als Frist für die Stellungnahmen wurde der 18. November 2008 genannt, als Termin für das Inkrafttreten Ende Juni 2009 im Entwurf festgehalten.

Im vorliegenden Bericht wird auf die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppen bzw. den vorliegenden Entwurf aber noch nicht Bezug genommen, sondern nur die Ergebnisse der Befragung dargestellt.

1.1 Allgemeine Informationen zur Befragung

Eingeladen wurden 234 TeilnehmerInnen, davon 140 aus dem JU-Quest-TeilnehmerInnen-Pool und darüber hinaus 94 JugendamtsleiterInnen. Da die TeilnehmerInnen die Möglichkeit hatten, die Beantwortung der Fragen auch zu unterbrechen, wurde der Fragebogen in unterschiedlichem Ausmaß ausgefüllt. Zur Gänze beantwortet wurde er von 91 TeilnehmerInnen. Bei den Auswertungen wird daher auch immer angegeben, wie viele Antworten dabei vorgelegen sind bzw. berücksichtigt werden konnten. 
Die Frage nach dem Arbeitsfeld (innerhalb oder im Nahbereich der Jugendwohlfahrt) wurde von 98 TeilnehmerInnen beantwortet. 68 (das sind 69,39 %) gaben an, im unmittelbaren Jugendwohlfahrtsbereich zu arbeiten, 30 (d. s. 30,61 %) sind im Nahbereich der Jugendwohlfahrt tätig.

Die TeilnehmerInnen, die im unmittelbaren Jugendwohlfahrtbereich arbeiten, wurden in der Folge noch danach gefragt, auf welcher Ebene und bei welchem Träger sie tätig sind. In Bezug auf die Ebene ergibt sich folgendes Bild:
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Abb. 1: Auf welcher Ebene ist die Tätigkeit angesiedelt? (n=65)

Wie in Abbildung 1 deutlich sichtbar, sind etwa zwei Drittel der TeilnehmerInnen im Bereich des Managements angesiedelt und nur etwas über 27 % im Bereich der unmittelbaren KlientInnenarbeit. 69,12 % der ExpertInnen (n=47) arbeiten bei einem öffentlichen Träger und 26,47 % (n=18) bei einem freien Träger. Vier der Befragten haben angegeben, auf selbständiger Basis tätig zu sein.

Wie bisher wurde auch der Arbeitsort und der Erfahrungsraum abgefragt. 
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Abb. 2: Auf welche Bundesländer beziehen sich die Erfahrungen? (n=126, Mehrfachnennungen möglich)

Insgesamt ergibt sich, wie in Abbildung 2 ersichtlich, eine relativ gute Verteilung auf die einzelnen Bundesländer.
Der Online-Fragebogen war mit 23 geschlossenen und 11 offenen Fragen sehr umfangreich und anspruchsvoll. Es sei an dieser Stelle auch noch einmal allen herzlich gedankt, die sich dieser Herausforderung gestellt und den Fragebogen ausgefüllt haben. 

Am Beginn des Fragebogens standen einige statistische Fragen zum Arbeitsfeld und zum Erfahrungsraum. In der Folge wurde auf verschiedene inhaltliche Themen fokussiert. Diese Fragen lassen sich in insgesamt acht Bereiche gruppieren. 

Der erste inhaltliche Fragenkomplex richtete sich auf die Einschätzung, wie weit durch die derzeitige Organisation der Jugendwohlfahrt die Gewährleistung des Kindeswohls möglich sei. In der Folge wurde der Bezug der TeilnehmerInnen zu den bestehenden Jugendwohlfahrtsgesetzen erhoben. Der dritte Fragenkomplex widmete sich dem Thema Prävention, der nächste der Frage von Rechtsansprüchen. Der fünfte Komplex von Fragen beschäftigte sich mit dem Thema der Altersgrenze für die Zuständigkeit der Jugendwohlfahrt. Ein sechster Block von Fragen widmete sich dem Bereich der Verwaltungsabläufe und der Frage, wie kindgerecht diese seien. Der darauf folgende Fragenkomplex beinhaltete Fragen zu den gesetzlichen Vorgaben in Bezug auf Qualifikationsanforderungen sowie die Regelungen für Weiterbildung und Psychohygiene. Der achte und letzte Block an Fragen bezog sich dann auf die Frage der Kompetenzverteilung von Bund und Ländern und der Frage einer stärkeren Vereinheitlichung der Landesgesetze.

Zu guter Letzt hatten die TeilnehmerInnen dann noch die Möglichkeit, in einem offenen Anmerkungsfeld Kommentare oder Fragen zu deponieren.

Die nach Abschluss der Befragung vorliegenden Daten wurden deskriptiv ausgewertet und die Ergebnisse dieser Auswertung werden in der Folge dargestellt.

2. Ergebnisse der Befragung

2.1 Gewährleistung des Kindeswohls

Zielsetzung der Fragen in diesem Fragenkomplex war es, einen Eindruck zu bekommen, für wie ausreichend die befragten ExpertInnen die derzeitige Organisation der Jugendwohlfahrt im Hinblick auf die Gewährleistung des Kindeswohles halten. TeilnehmerInnen, die diese einleitende Frage negativ beantworteten, wurden in der Folgen nach den problematischen Bereichen und Veränderungsvorschlägen gefragt.

2.1.1 Ist die Gewährleistung des Kindeswohles über die derzeitige Organisation der Jugendwohlfahrt ausreichend möglich?

Die Frage „Ist Ihrer Einschätzung nach die Gewährleistung des Kindeswohles über die derzeitige Organisation der Jugendwohlfahrt (Ressourcen, Organisationsstrukturen, rechtliche Rahmenbedingungen) ausreichend möglich?“ wurde von 106 ExpertInnen beantwortet. Die Antworten zeigen, wie in Abbildung 3 zu sehen ist, annähernd eine Gleichverteilung mit einem leichten Überhang der bejahenden Antworten.
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Abb. 3: Gewährleistung des Kindeswohls (n=106)

In 51,89 % der Antworten wird die Frage bejaht, in 47,17 % der Antworten verneint. Insgesamt dominieren aber die Antwortkategorien, die „eher“ zu ja oder zu nein tendieren. Man könnte dieses eher vorsichtige Antwortverhalten auch als Ausdruck einer gewissen Unsicherheit verstehen bzw. als Ausdruck, dass von den Befragten in einzelnen Bereichen durchaus Probleme gesehen werden.

Die TeilnehmerInnen, die bei dieser Frage verneinend antworteten, wurden in der Folge gefragt, in welchen Bereichen sie denn die wesentlichen Probleme sehen würden, die sie zu dieser negativen Einschätzung bringen. 

2.1.2 Problematische Bereiche in der derzeitigen Organisation der Jugendwohlfahrt

Insgesamt 50 TeilnehmerInnen haben die Frage nach problematischen Bereichen beantwortet. Dabei waren drei Bereiche im Fragebogen zur Einschätzung vorgegeben – nämlich Ressourcen, Organisationsstrukturen und rechtliche Rahmenbedingungen. Die TeilnehmerInnen hatten darüber hinaus noch die Möglichkeit, weitere Bereich zu benennen. 
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Abb. 4: Problembereiche bezüglich der Gewährleistung des Kindeswohles

Wie aus Abbildung 4 ersichtlich ist, erscheint der Bereich der Ressourcen am problematischsten. Aber auch bei Organisationsstrukturen und rechtlichen Rahmenbedingungen werden Probleme verortet. Bei den rechtlichen Rahmenbedingungen werden immer noch in ca. 65 % der Antworten „auch“ Probleme gesehen.

Zehn TeilnehmerInnen haben noch die Möglichkeit genutzt, neben den drei vorgegebenen Kategorien andere Bereiche anzugeben. Diese lassen sich allerdings den oben genannten drei großen Bereichen zum größeren Teil zuordnen. Zum Beispiel Fallzahlen und Überlastung
 dem Bereich Ressourcen (insgesamt +5) oder Bei den Schnittstellen zu anderen Bereichen dem Bereich Organisationsstrukturen (insgesamt +2). Nicht zuordenbar waren die Kategorien: Prävention fehlt, Politik sowie Selbstverständnis nach innen und nach außen.

2.1.3 Veränderungsmöglichkeiten

Ausgehend von der Einschätzung, dass über die derzeitige Organisation der Jugendwohlfahrt die Gewährleistung des Kindeswohls (eher) nicht ausreichend möglich ist, wurde die Frage gestellt, welche Möglichkeiten die Befragten sehen würden, um diese Situation zu verändern. 35 TeilnehmerInnen haben die Möglichkeit genützt und hier, zum Teil in einzelnen Stichworten, zum Teil in ausführlicheren Darstellungen Vorschläge gemacht. Die Durchsicht der Antworten ergab eine breite Palette an Themen, die sich grob in mehrere Gruppen aufteilen lassen:

· Erweiterung von Ressourcen

Die mit Abstand am häufigsten genannte Veränderungsmöglichkeit lautet lapidar "Personalaufstockung". In der Regel wird einfach genügend oder (wesentlich) mehr Personal gefordert. Diese Forderungen lassen sich dabei manchmal Einrichtungen zuordnen – wenn etwa davon die Rede ist, die Gruppengröße der Jugendlichen zu begrenzen – weitaus häufiger ist aber deutlich ersichtlich, dass es um die personellen Ressourcen der Jugendämter geht.

In den Antworten wird aber auch in unterschiedlicher Weise auf eine notwendige Verbesserung der Rahmenbedingungen für das Personal hingewiesen: Supervision und Weiterbildung, flexiblere Arbeitszeiten und -strukturen, Maßnahmen zur Verringerung der Fluktuation, Absicherung, Erhöhung der Attraktivität der Arbeitsplätze und Kommunikation dieser. In diesem Kontext wird auch das Thema Qualifikation angesprochen und eine praxisnähere Ausbildung eingefordert, eine professionelle Ausbildung der SozialpägagogInnen auf Hochschulebene oder auch einfach nur qualifizierteres Personal.

Öfters wird auch eine allgemeine Verbesserung bei den Ressourcen der Jugendwohlfahrt angesprochen – in der Regel in Form einer besseren finanziellen Ausstattung sowohl der öffentlichen Jugendwohlfahrt von Seiten der Politik wie auch der freien Träger über Veränderungen bei den Tagsätzen. Daneben ist auch manchmal von einer Verbesserung der Sachausstattung die Rede. In einer Antwort wird eine klare Positionierung der Jugendwohlfahrt gefordert die in Bezug auf die Ressourcen entweder eine Aufgabenreduktion oder aber eine massive Ressourcenerweiterung bedeuten müsse.

· Differenzierung/Erweiterung der Angebote oder Neufokussierung

In mehreren Antworten wird ein Bedarf nach spezifischen Angeboten formuliert bzw. eine Schwerpunktsetzung gefordert. Bei den vorgeschlagenen Angeboten wird des öfteren auf stationäre Krisenangebote zur Abklärung hingewiesen aber auch auf ambulante Angebote der Familienarbeit oder intensivbegleitende Projekte für Jugendliche. Neben diesen Angeboten wird vor allem ein stärkerer Ausbau präventiver Angebote vorgeschlagen.

Generell ist davon die Rede, dass Konzepte der Jugendwohlfahrt modernisiert gehörten, Erziehungshilfen an die Erfordernisse der Praxis angepasst werden sollten oder konkreter die Jugendwohlfahrt ausgehend von einem Denken in Sozial- und Lebensräumen gemeinsam mit den freien Trägern weiterentwickelt werden sollte.

· Veränderung der gesetzlichen Rahmenbedingungen und Entwicklung gesamtösterreichischer Standards

Mehrere Äußerungen bezogen sich auf die rechtlichen Rahmenbedingungen. Dabei reichten die Formulierungen von Gesetze ändern! oder Verbesserung des gesetzlichen Rahmens über differenziertere Vorschläge, in welcher Hinsicht Gesetze geändert werden sollten bis hin zur Forderung Weniger sinnlose nicht durchführbare Erlässe. Die Änderungsvorschläge gehen einerseits in Richtung einer Klärung von Zuständigkeiten dass nicht alles, „was keiner machen will oder machen kann“ in die JW Behörde wandert. Die Gesetze sollten für die Behörde aber auch sowohl Service wie Kontrolle ermöglichen und erlauben, freie Träger in die Pflicht zu nehmen. Umfassendere Durchgriffsmöglichkeiten und besserer Durchsetzungsmöglichkeiten werden ebenso gefordert wie ein Recht auf Unterstützung der Familien oder die verstärkte Ermöglichung der Verlängerung von Maßnahmen über die Volljährigkeit hinaus. Das Jugendwohlfahrtsgesetz sollte in Teilen an gesellschaftliche Gegebenheiten angepasst werden – es wird aber auch festgehalten, man müsse das Rad nicht neu erfinden.

Neben diesen Hinweisen auf nötige gesetzliche Veränderung wurde z. B. auch die Entwicklung von Standards (z. B. für Fallbearbeitung und Gefährdungsabklärung) gefordert in einem Fall dezidiert mit dem Hinweis österreichweite (!) Entwicklung.

· Forschung/Evaluation/Öffentlichkeitsarbeit

Vereinzelt wird das Thema Forschung angesprochen, wobei die Antworten inhaltlich in die Richtung gehen, Kosten-Nutzen-Rechnungen zu erstellen und österreichweite Kennzahlen zu erarbeiten bzw. Kosten zu prognostizieren, wenn nicht in die Jugendwohlfahrt investiert wird.

Mehrmals angesprochen wird die Notwendigkeit einer Verbesserung der Images der Jugendwohlfahrt, z. B. auch durch öffentlichen Diskussionen, mit denen auf den gesellschaftlichen und individuellen Wert der Jugendwohlfahrt aufmerksam gemacht wird. Erwähnt wird auch die Sinnhaftigkeit einer klaren Positionierung der Jugendwohlfahrt zwischen gesetzlichem Auftrag und gesellschaftlicher Erwartung.

· Vernetzung und Kooperation

Bessere Kooperation, stärker vernetztes Denken und Handeln, eine Standardisierung der institutionsübergreifenden Vernetzung, mehr übergreifender Austausch sowie ein Abgehen vom Töpfedenken einzelner Ressorts wird manchmal gefordert. Auch eine umfassende Jugendwohlfahrtsplanung unter Einbeziehung der öffentlichen wie auch der privaten Jugendwohlfahrt wird vorgeschlagen. 

· Kindorientierung und Beteiligung

Ernsthafte Beteiligung aller Betroffenen und Transparenz der Vorgehensweisen für alle Beteiligten sind weitere Ansatzpunkte, die in einzelnen Antworten eingebracht wurden. Während in anderen Antworten die Beteiligung von freien Trägern mehrmals anklingt, ist in diesem Kontext schwerpunktmäßig von einer Beteiligung von Kindern, Jugendlichen und Familien die Rede.

2.2 Bezug zu den Jugendwohlfahrtsgesetzen

Nachdem in der Vorbereitung der Befragung und auch in einem Pretest häufig die Rückmeldung erfolgte, dass einzelne Fragen nicht beantwortbar seien, da sie sich zu spezifisch auf (nicht genügend bekannte) Passagen aus den Gesetzen bezögen, wurde für die Endversion des Fragebogens entschieden, abzufragen, wie relevant denn die Jugendwohlfahrtsgesetze für die praktische Arbeit der TeilnehmerInnen seien und wie gut der Informationsstand in Bezug auf die Gesetze ist. In der Folge wurden die TeilnehmerInnen dann gebeten anzugeben, was aus ihrer Sicht bei einer Veränderung der rechtlichen Rahmenbedingungen unbedingt beibehalten oder verändert werden sollte.

2.2.1 Relevanz des Jugendwohlfahrtgesetzes für die eigene Arbeit
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Die Relevanz des Jugendwohlfahrtsgesetzes für die alltägliche Arbeit wird hoch eingeschätzt, wobei sich die Antworten unterscheiden, je nachdem, ob die Befragten im Nahbereich der Jugendwohlfahrt oder im unmittelbaren Jugendwohlfahrtsbereich tätig sind. Während bei den TeilnehmerInnen, die sich unmittelbar der Jugendwohlfahrt zuordnen, 87,67 % das Jugendwohlfahrtsgesetz für ihre alltägliche Arbeit als sehr wichtig oder wichtig einschätzen, sind es bei den TeilnehmerInnen aus dem Nahbereich nur mehr 50 %.

Abb. 5: Relevanz des Jugendwohlfahrtsgesetzes für die Arbeit (n=105)

Differenziert man die im unmittelbaren Jugendwohlfahrtsbereich tätigen TeilnehmerInnen entlang der Trägerzugehörigkeit, dann wird sichtbar, dass bei MitarbeiterInnen öffentlicher Träger vor allem der Anteil derer, die das Jugendwohlfahrtsgesetz als „sehr wichtig“ für die alltägliche Arbeit bezeichnen (nicht ganz 70 %), deutlich höher ist, als der Anteil bei den MitarbeiterInnen freier Träger (nicht ganz 40 %). 

Diese Einschätzung der Relevanz für die alltägliche Arbeit sollte von den Befragten auch begründet werden.

Für den größten Teil der TeilnehmerInnen ist das Jugendwohlfahrtsgesetz die Basis ihrer Arbeit, für TeilnehmerInnen, die im Nahbereich arbeiten oft deshalb wichtig, weil sie häufig mit JugendwohlfahrtsklientInnen zu tun haben. Manchmal wird in den Antworten nur festgehalten, das Jugendwohlfahrtsgesetz gebe die Handlungsfelder für die eigene Arbeit vor, er/sie sei in einer Behörde oder das tägliche, berufliche Handeln habe sich an den Bestimmungen des Jugendwohlfahrtsgesetzes zu orientieren. In anderen Antworten wird das Jugendwohlfahrtsgesetz als eine wichtige gesetzliche Grundlage neben z. B. dem Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuch (ABGB) oder dem Jugendschutzgesetz (JSchG) genannt. Für eine dritte Gruppe von TeilnehmerInnen ist das Jugendwohlfahrtsgesetz nur für einen Teilbereich ihrer Tätigkeit relevant. Einzelne kommen aufgrund ihrer Tätigkeiten – z. B. im wissenschaftlichen Bereich oder in Beratungsstellen – mit dem Jugendwohlfahrtsgesetz kaum in Berührung.

Hervorhebenswert erscheint, dass der Bezug zum Gesetz manchmal recht unterschiedliche Perspektiven zum Ausdruck bringt: Während es für die einen die Basis ihrer Arbeit ist, die ihnen den Rahmen vorgibt (meine Tätigkeit wird [...] genau definiert und vorgegeben) formulieren andere, dass der Rahmen zu unkonkret sei (Vieles ist mangelhaft definiert und die alltägliche Arbeit erfordert immer wieder auch unkonventionelle Schritte bzw. Maßnahmen.). Aber auch ein unkonkreter Rahmen scheint für einzelne eher belastend zu sein, während andere die Spielräume in den Vordergrund stellen. Unterschiedliche Perspektiven drücken sich letztendlich auch darin aus, dass von manchen eher die verpflichtenden (darin ist die Pflicht des Staates verankert [...] ) oder selbstverpflichtenden Aspekte (Kinder [...] können in der Regel ihre Rechte noch nicht so wahrnehmen bzw. durchsetzen wie Erwachsene. Insofern ist es wichtig, dass das Verhalten der Erwachsenen gut geregelt ist.) betont werden. Andere stellen demgegenüber eher die berechtigenden Aspekte (gesetzliche Rahmenbedingungen ermöglichen Interventionen) in den Vordergrund.

2.2.2 Informationsstand zu den Jugendwohlfahrtsgesetzen
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Die nächste Frage bezog sich auf die jeweilige Kenntnis des Jugendwohlfahrtsgesetzes. Die Frage wurde – wiederum differenziert nach dem Parameter intern/extern – folgendermaßen beantwortet:

Abb. 6: Informationsstand in Bezug auf das Jugendwohlfahrtsgesetz (n= 103)

Insgesamt schätzen sich knapp 75 % der TeilnehmerInnen als „sehr gut“ oder „gut“ informiert ein. Differenziert man die Angaben nach dem Tätigkeitsbereich, so verändert sich das Bild etwas. Von den TeilnehmerInnen, die im unmittelbaren Jugendwohlfahrtsbereich tätig sind, geben knapp 90 % „sehr gut“ oder „gut“ an, bei den TeilnehmerInnen im Nahbereich sind es nur knapp 50 %.

2.2.3 Was sollte unbedingt beibehalten werden?

„Gibt es vor dem Hintergrund Ihrer Erfahrungen und Ihrer Kenntnis der rechtlichen Rahmenbedingungen für die Jugendwohlfahrt Regelungen, Aspekte oder Prämissen, die bei einer Neufassung des Jugendwohlfahrtsgesetzes unbedingt beibehalten werden sollten?“

Mit dieser Frage sollte erfasst werden, was die TeilnehmerInnen an der derzeit bestehenden rechtlichen Rahmung der Jugendwohlfahrt schätzen. In insgesamt 52 Antworten bietet sich ein sehr breit gestreutes Spektrum an Aspekten. Deutliche Schwerpunkte, was denn beibehalten werden soll, lassen sich kaum herausarbeiten.

Quantitativ noch am häufigsten sind Äußerungen, die sich auf die Regelungen bezüglich Melde-, Auskunfts- und Anzeigepflichten beziehen. Diese Regelungen sollten unbedingt beibehalten werden.
 

Einige Antworten gingen in die Richtung, dass das Grundgerüst des Gesetzes, der Großteil des Gesetzes, die Gesetzesgrundstruktur oder die bestehende Basis ausreichend bzw. in Ordnung wären oder auch im Vergleich zu anderen Staaten sehr gut. Die Probleme lägen woanders – vor allem bei den Ressourcen. 

Positiv beschrieben werden auch die im derzeit geltenden Jugendwohlfahrtsgesetz definierten Zuständigkeitsbereiche und Aufgaben der Jugendwohlfahrt, wobei auch hier unterschiedliche Fokussierungen vorgenommen wurden:

Beibehalten werden sollte z. B. die im Jugendwohlfahrtsgesetz formulierte Zuständigkeit für ALLE Kinder und Jugendlichen, die in Österreich aufhältig sind, also auch unabhängig von Aufenthaltsstatus und Staatsangehörigkeit, der Beginn der Zuständigkeit der Jugendwohlfahrt bereits in der Schwangerschaft sowie die Differenzierung der bisherigen Aufträge – sowohl den Gefährdetenbereich wie auch den freiwilligen Bereich. Andererseits wird von anderen wieder die helfende Funktion betont und eine pol. Kontrollfunktion der öff. Jugendwohlfahrt abgelehnt bzw. der Servicecharakter der Jugendwohlfahrt als beibehaltenswert artikuliert.

Bei einer Neufassung des Jugendwohlfahrtsgesetzes sollten sowohl Aspekte wie die Subsidiarität der staatlichen Hilfen bzw. das Primat der Familie beibehalten werden wie auch der Bezugspunkt des Kindeswohls. Dieser wird manchmal besonders hervorgehoben, manchmal aber auch mit dem Zusatz, das Kindeswohl sollte genauer definiert werden.

Auch weiterhin sollte der Handlungsspielraum für die Fachkräfte bzw. Behörden gesichert sein, wobei hier speziell auf die Möglichkeit hingewiesen wird, bei Gefahr in Verzug sofort handeln zu können und zum zweiten auf die Möglichkeit für die Fachkräfte, individuelle Hilfen gemeinsam mit den Betroffenen planen zu können.

Das Prinzip der Freiwilligkeit, der Grundsatz des gelindesten Mittels, die Verpflichtung der öffentlichen Jugendwohlfahrt, bei Gefährdung des Kindeswohls tätig zu werden oder die Verpflichtung, die Erziehungsfähigkeit der Familien zu unterstützen, der Schutz und die Sicherung der Rechte der Kinder/Jugendlichen sowie die Möglichkeit der Verlängerung einer Maßnahme über das 18. Lebensjahr hinaus wurden als weitere Aspekte genannt. Die im Gesetz verankerte Fachlichkeit der Dienste wird als beibehaltenswert mehrfach hervorgehoben, vereinzelt wird eine noch stärker fachliche Ausrichtung des Personals eingefordert. In einigen Antworten wird auch die Differenzierung in öffentlichen und freie Träger und das Zusammenspiel dieser als positiv hervorgestrichen.

Neben Antworten, in denen auf spezifische Organisationsformen wie Sachverständigen- und Gefährdungsteams eingegangen wird, finden sich auch Antworten, in denen länderspezifische Regelungen der Finanzierung bzw. der Kostenersätze angesprochen werden, ohne dass deutlich ersichtlich ist, ob hier bestehende Regelungen beibehalten werden sollten oder Neuregelungen erwünscht wären.

2.2.4 Was sollte unbedingt verändert werden?
55 TeilnehmerInnen haben die darauf folgende Frage beantwortet, was denn Ihrer Einschätzung nach bei einer Neufassung des Jugendwohlfahrtsgesetzes unbedingt verändert werden sollte.

Die Antworten fielen deutlich umfangreicher aus, sind aber auch von einer breiten Streuung geprägt. Die als veränderungsbedürftig angeführten Aspekte lassen sich in folgende Bereiche gruppieren:
· Kinderrechte und Rechtsanspruch

Die Kinderrechte und das Thema Rechtsanspruch werden vergleichsweise häufig angesprochen. Zum einen wird eine Bezugnahme auf die Kinderrechte, wie sie in der UN-Kinderrechtekonvention formuliert sind, als Basis für ein Jugendwohlfahrtsgesetz gefordert. In diesem Zusammenhang wird auch eine verfassungsgesetzliche Verankerung der Kinderrechte eingemahnt.

Zum zweiten wird ein Rechtsanspruch für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene gefordert.

Zum dritten werden nötige Klärungen angesprochen: eine genaue Definition des kindeswohlrechtlichen Anspruchs und deutlichere Kriterien zur Unterscheidung von Rechten der Kinder und Wohl der Eltern. 

· Altersgrenze

Bei den als unbedingt zu verändernden Maßnahmen ist ein sehr häufig genannter Aspekt die derzeit bestehende Altersgrenzen von 18 Jahren. In unterschiedlichen Formulierungen bzw. auch Fokussierungen (diagnostizierte psych. Erkrankung, Entwicklungsverzögerung, Ausbildungsbereich, Wohn- und Beschäftigungsbereich) wird hier eine Anhebung dieser Grenze bzw. ein Anspruch auf Leistungen über die Volljährigkeit hinaus gefordert.

· Klärungen und Definitionen

In einigen Kommentaren werden Klärungsprozesse eingefordert – zum Teil sehr allgemein mit Forderungen wie Verbesserte Definitionen oder Gesetzlicher Text sollte konkretisiert werden, zum Teil werden auch spezifische Aspekte oder Themen herausgegriffen, wo Präzisierungen, Definitionen, Klärungen anstünden: genannt wurden z. B. Partizipation, Pflegeaufsicht und Tagespflege, Sozialer Dienst oder Erziehungshilfe, Kriterien des Kindeswohls bzw. einer Kindeswohlgefährdung oder auch spezifische Gesetzesparagraphen etc.

· Kooperation und Abgrenzung

Vergleichsweise viele Äußerungen beziehen sich auch auf Veränderungen bezüglich der Kooperation mit anderen öffentlichen Stellen (Justiz, Exekutive) oder Feldern wie Psychiatrie, Behindertenhilfe, Gesundheitsbereich generell. Gesprochen wird von Nahtstellenmanagement und struktureller Vermeidung von Kompetenzkonflikten, von expliziter Verankerung von Pflichten zur Koordinierung/Abstimmung mit anderen Akteuren. Die Rede ist von Einsichtsrechten, Meldepflichten, Mitwirkungspflichten aber auch davon, dass die alleinige Entscheidungskompetenz der DSA nicht mehr zeitgemäß sei und eine konsensuelle Entscheidung mit den Einrichtungen (vermutlich freier Träger) anzustreben sei.

Es ist aber nicht nur von Regelungen der Zusammenarbeit die Rede sondern auch von Abgrenzungen, die überdacht werden sollten. In zwei Kommentaren wird eine Zusammenführung der Jugendwohlfahrt mit der allgemeinen Jugend- und Familienförderung angesprochen – die Abgrenzung gegenüber Kindertageseinrichtungen, Horten oder Einrichtungen der Jugendarbeit wird als kontraproduktiv bezeichnet.

· Finanzierungsmodalitäten
Mehrfach wird das Thema "Finanzierung" angesprochen, wobei hier sehr unterschiedliche Veränderungsvorschläge – je nach Erfahrungshintergrund – eingebracht werden: Kostenwahrheit wird eingefordert oder die Leistungs- und Entgeltverordnung als veränderungsbedürftig angeführt, das Unterhaltsvorschuss​gesetz sei zu novellieren und Regressansprüche sollten abgeschafft werden. Kosten für Erziehungsmaßnahmen sollten nicht den einzelnen Bezirken aufgebürdet sondern vom Land getragen werden. Die Finanzierung sollten den Dienst-Notwendigkeiten entsprechen, es sollte einen bundesweiten Mindesttagsatz geben oder Einrichtungen sollten eine bestimmte Mindestunterbringungszeit garantiert bekommen.

· Vereinheitlichung von Regelungen

Einheitlichere Regelungen werden auf zwei Ebenen gefordert. Zum einen wird des öfteren eine stärkere Vereinheitlichung der Landesgesetze im Hinblick auf unterschiedliche Aspekte, wie z. B. Sozialer Dienst-Erziehungshilfe, weniger Kann-Bestimmungen, einheitlicherer Jugendbegriff, Umfang der Leistungen etc. angesprochen. Zum anderen wird auch in Bezug auf die Finanzierung in einer Antwort eine Vereinheitlichung durch die Einführung eines Mindesttagsatzes gefordert.

· Veränderte oder zusätzliche Angebote

In mehreren Antworten wird Bezug auf spezifische Angebote genommen, wo die Befragten einen Veränderungsbedarf feststellen:

Psychotherapie sollte als Erziehungshilfe verankert werden, Schulsozialarbeit wäre wichtig, genauerer Regelungen im Pflegekinderwesen wären nötig, Hilfen sollten frühzeitig möglich sein, z. B. durch das Einbinden von Diensten aus dem Gesundheitswesen (Hebammen, Kinderkrankenschwestern), Soziale Dienste und Hilfen zur Erziehung sollten gleichgestellt werden u. ä.
Veränderungsbedarf wird auch im Bereich der Prävention gesehen, wobei die Formulierungen recht unterschiedlich Bezug nehmen. Die Rede ist von einer genaueren Definition bzw. einer Präzisierung des Präventionsauftrages, von einer Erweiterung und besseren Verankerung von Prävention im Jugendwohlfahrtsgesetz, von Regelungen zur Prävention bis zur Verpflichtung der Kommunen, präventive Angebote für Eltern und Kinder zu installieren.

· Service und/oder Kontrolle

Einige Kommentare bezogen sich auf die Rolle der öffentlichen Jugendwohlfahrt zwischen Service und Kontrolle. Dabei werden von den einen mehr Kontrollrechte gefordert und die Verbergung des Amtscharakters als weniger gut klassifiziert. Auch sollten die hoheitlichen und nichthoheitlichen Tätigkeiten des Jugendwohlfahrtsträgers als solche benannt werden. In einer anderen Antwort ist aber auch von einer Unvereinbarkeit von hoheitlichen und privatwirtschaftlichen Aufgaben in einer öffentlichen Stelle die Rede.

Von Einzelnen wird der Kontrollaspekt stärker betont und gefordert, zu diesem auch zu stehen – von anderen wiederum wird für einzelne Bereiche die Ausgliederung der Kontrollfunktion gefordert oder es ist von Unvereinbarkeit die Rede.

· Flexibilität

In einigen Kommentaren fordern die Befragen mehr Flexibilität ein: ein Abgehen von starren Abgrenzungen der Hilfen aber auch die Erleichterung fallunabhängiger Dienstleistungen sowie die Notwendigkeit, neue Dienste zu etablieren aber gleichzeitig auch veraltete zu verändern oder aufzulösen.

· Weitere Aspekte
Vereinzelt werden im Kontext Aus- und Weiterbildung fachliche Standards gefordert, die einerseits Grundqualifikationen festlegen, andererseits Fortbildung und Supervision regeln sollen. Angesprochen werden dabei z. B. auch Pflege- und Adoptiveltern (verpflichtende Ausbildung) wie auch PflegschaftsrichterInnen (Weiterbildung im psychosoz. Bereich). Standardisierungen werden auch gefordert in Bezug auf die Personalressourcen. Diese sollten mitgedacht oder gesetzlich verankert werden oder es sollte eine Höchstgrenze von zu betreuenden Familien für Sprengelsozialarbeiter festgelegt werden.

Standards werden eingemahnt in Bezug auf die Gefährdungsabklärung und eine rechtzeitige Intervention und letztendlich wird auch die Verankerung eines partizipativen Ansatzes bzw. eine Stärkung von Partizipation von Kindern und Jugendlichen gefordert.

2.3 Prävention

Prävention ist ein Thema, das in Diskussionen über Entwicklungen in der Jugendwohlfahrt häufig auftaucht. Auch in der Diskussion über ein Veränderung des Jugendwohlfahrtsgesetzes wurde – wieder einmal – die Förderung präventiver Ansätze angesprochen. Zum Themenkomplex Prävention wurden daher vier Fragen in den Fragebogen aufgenommen. 
2.3.1 Gesetzliche Verankerung und Berücksichtigung in der Praxis

Die erste Frage zum Themenbereich Prävention bezog sich auf die derzeit bestehenden gesetzlichen Regelungen zur Jugendwohlfahrt. Die Frage ließ bewusst offen, auf welche spezifischen Regelungen die Antworten bezogen werden sollten – zum einen, weil die Regelungen in den jeweiligen Landesgesetzen sehr unterschiedlich differenziert sind, zum anderen, weil die Formulierungen in den entsprechenden Passagen unterschiedlich konkret sind. Darüber hinaus wurde, vor dem Hintergrund von Rückmeldungen in der Pre-Test-Phase, noch die Antwortkategorie „ich kenne die betreffenden Regelungen nicht“ angeboten, was aber nur von zwei TeilnehmerInnen angekreuzt wurde.
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Abb. 7: Ist Prävention ausreichend gesetzlich verankert? (n=94)

68 % der TeilnehmerInnen bekunden die Einschätzung, dass der Bereich Prävention „nicht“ oder „eher nicht“ ausreichend in den derzeitigen gesetzlichen Regelungen verankert ist. Eine zumindest „eher“ ausreichende Verankerung wird nur von knapp 28 % der Befragten angenommen. Differenziert man nach den Tätigkeitsbereichen, so fällt vor allem auf, dass der Anteil derer, die ein deutlichen „nein“ angeben, bei den Fachkräften innerhalb der Jugendwohlfahrt deutlichen ausfällt als bei den Fachkräften aus dem Nahbereich, die wiederum mehrheitlich „eher nein“ angegeben haben.

Noch deutlicher verneint wird die Frage, ob der Aspekt der Prävention in der derzeitigen Jugendwohlfahrtspraxis ausreichend Berücksichtung findet. 72,34 % der Antwortenden geben „eher nein“ (38,39 %), „nein“ (34,04 %) oder „nein, keinesfalls“ (11,70 %) an. Und der größte Teil der bejahenden Antworten fällt auf die Kategorie „eher ja“ (10,64 %).

2.3.2 Welche präventiven Maßnahmen/Leistungen sollten von der Jugendwohlfahrt erbracht werden? 

Die dritte Frage zum Themenbereich „Prävention“ lautete: Welche präventiven Maßnahmen/Leistungen sollten Ihrer Einschätzung nach von der Jugendwohlfahrt gewährleistet bzw. erbracht werden? Hierzu wurde eine Reihen von Kategorien vorgegeben und die Möglichkeit geboten, weitere Beispiele zu nennen und wie die vorgegebenen einzuschätzen. Dabei ergab sich folgendes Bild:
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Abb. 8: Welche präventiven Leistungen sollten erbracht werden? (Mehrfachnennungen möglich)

Die drei Bereiche mit den meisten „Ja“-Nennungen sind Schulsozialarbeit/-pädagogik, Eltern(Mütter-)beratung sowie die Nachbetreuung nach stationärer Unterbringung. Nimmt man die „eher ja“-Nennungen noch dazu, so wird am häufigsten die Nachbetreuung nach stationärer Unterbringung genannt. Allerdings werden durchwegs alle vorgegebenen Kategorien zu 80 % und mehr bejaht. Die am wenigsten eindeutig bejahten Bereiche sind der Bereich Stadtteilarbeit (43,53 % „ja“) und Jugendarbeit (49,45 % „ja“) wo möglicherweise auch Unsicherheiten bestehen, ob diese Aufgaben der Jugendwohlfahrt zuzurechnen sein sollten.

Neben den vorgegebenen Kategorien bestand die Möglichkeit, weitere Maßnahmen bzw. Angebote zu benennen und in gleicher Weise zu bewerten.

Insgesamt wurden 91 differenzierbare zusätzliche Nennungen abgegeben, die ein breites Feld an Bereichen einerseits, Zugängen andererseits abdeckten. 

Einige dieser Nennungen lassen sich als Konkretisierungen bzw. Differenzierungen der vorgegebenen Kategorien einordnen: so zum Beispiel Lernbetreuungen, Freizeitpädagogische Maßnahmen oder Angebote im Jugendbereich wie First-Love-Ambulanzen oder Jugendzentren. 

Der Bereich Beratung und Therapie nimmt bei diesen zusätzlichen Nennungen einen großen Raum ein, wobei hier einerseits die Zugänge zu und die Finanzierung von entsprechenden Angeboten genannt werden, andererseits unterschiedliche Zielgruppen genannt werden (z. B. Kinder- und Jugendberatung, Schuldnerberatung, Väter-Beratung, Lehrer-Beratung oder Sucht-Beratung oder Beratung von allen Berufsgruppen, die mit Kindern arbeiten).

Der Bereich Elternbildung oder Elternberatung wird ergänzt durch einzelne Nennungen, die auf Unterstützungs-, Bildungs- oder Betreuungsangebote für Eltern fokussieren, deren Kinder bereits in Jugendwohlfahrtsmaßnahmen betreut werden.

Insgesamt 5 Nennungen beziehen sich auf Angebote der Suchtprävention oder der Gewaltprävention oder schlagen niederschwellige Einrichtungen für delinquente Kinder vor. Ebenso viele Antworten fokussieren auf unterstützende Maßnahmen (Begleitung, Beistand) für Kinder vor allem im Kontext von Trennungen bzw. Scheidungen.
Ergänzend zur vorgegebenen Kategorie Eltern(Mütter-)beratung finden sich mehrere Nennungen, die auf sehr frühe Unterstützungsangebote für werdende Eltern, junge Schwangere bzw. für Familien mit Säuglingen und Kleinkindern zielen, wobei zum Beispiel vorgeschlagen wird, Hebammen miteinzubeziehen.

Im Bereich stationärer Hilfen werden teilstationäre Betreuungen und Kriseninterventionszentren als präventive Angebote vorgeschlagen, im Bereich ambulanter Hilfen Betreuung bevor es zur Unterbringung kommt gefordert. In einzelnen Antworten wird die Notwendigkeit niederschwelliger Angebote und Zugänge betont.

Wirtschaftliche Hilfen bzw. Armutsbekämpfung werden als wichtige präventive Maßnahmen in mehreren Antworten erwähnt.

Bildung wird als Thema angesprochen, wobei hier die vorgegebene Kategorie "Elternbildung" zu ergänzen wäre durch Fortbildungsangebote für die beteiligten Fachkräfte und Systempartner.

Als präventive Angebote, die die Jugendwohlfahrt erbringen sollte, werden letztendlich Aktivitäten der Öffentlichkeitsarbeit und des Vertretens von Kinder- und Jugendinteressen in verschiedensten Bereichen, vor allem auch ein Hineinwirken im Kindergarten- und Schulbereich angesprochen.

Letztendlich tauchen auch beim Thema "Prävention" alle Aspekte auf, die die Diskussionen derzeit beschäftigen. Angebote bedarfsorientiert zu gestalten und die finanziellen Mittel flexibel einzusetzen wird ebenso erwähnt wie die Berücksichtung kultureller Unterschiede z. B. in Form muttersprachlicher Beratung. Auch die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen bei Planungsprozessen (gesellschaftspolitischen wie kommunalen) wird als präventives Angebot gesehen.

Das neben Angeboten im Bereich von Beratung und Therapie am häufigste angesprochene Thema lässt sich unter dem Titel "Netzwerkarbeit" zusammenfassen: Kooperationen verbessern, Schnittstellenarbeit, Vernetzung forcieren, Kontaktmöglichkeiten schaffen und ein Gemeinschaftsgefüge aufbauen, werden z. B. genannt, wobei auch vereinzelt darauf hingewiesen wird, dass die dafür notwendigen Zeitressourcen berücksichtigt werden müssten.

Insgesamt ergibt sich hier ein äußerst breites Feld an Angeboten, Maßnahmen und Zielrichtungen, die als präventiv eingestuft werden. Die Vielfalt der genannten Angebote lässt wenig Systematik erkennen und in Bezug auf die Frage, wie weit die Jugendwohlfahrt hier zuständig sein sollte, dürften durchaus sehr unterschiedliche Ansichten vorhanden sein, wie auch die Auswertung der nächsten Frage zeigt.

2.3.3 Statements und Fragen zum Thema „Prävention“

Die TeilnehmerInnen wurden gebeten – ausgehend von der Annahme, sie seien in der Prozess der Erarbeitung eines neuen Jugendwohlfahrtsgesetzes involviert – ein Statement zum Thema „Prävention“ abzugeben oder eine Frage zu diesem Thema zu formulieren.

Insgesamt 68 TeilnehmerInnen haben diese Möglichkeit genutzt und auch hier ergab sich bei der Auswertung ein breites Spektrum an Themen, Zugängen und Aspekten:
· Appelle

Die weitaus häufigsten Antworten plädieren für eine Stärkung präventiver Ansätze – entweder mit dem Appell, das Prävention einen höheren Stellenwert erhalten sollte, dass nachhaltiger gedacht und geplant werden müsse, dass präventive Angebote angesichts des gesellschaftlichen Wandeln immer notwendiger würden oder mit dem Hinweis, dass präventives Arbeiten sich längerfristig rechnet. Zentrale Begriffe, die immer wieder auftauchen sind z. B. nachhaltig, präventiv statt reaktiv, vorbeugend, Folgekosten vermeiden, rechnet sich oder Investition in die Zukunft.

· Kosten

Unmittelbar mit diesen Appellen zusammenhängend taucht das Thema „Kosten“ am zweithäufigsten in den Antworten auf. Zum einen wird festgehalten, dass präventives Arbeiten entsprechende Ressourcen (vor allem Personalressourcen) benötigt und diese derzeit nicht ausreichend vorhanden wären. Häufiger taucht das Thema "Kosten" allerdings noch in dem Kontext auf, dass durch entsprechende präventive Maßnahmen Kosten eingespart werden könnten bzw. in einer längerfristigen, nachhaltigeren Perspektive Prävention geeignet wäre, hohe Folgekosten zu vermeiden.

· Hoffnungen

Neben diesen Appellen wird in einzelnen Antworten noch der Hoffnung Ausdruck verliehen, dass sich längerfristig sich der Fokus auf die Frage verschiebt, welche Beziehungsangebote und Rahmenbedingungen Kinder brauchen bzw. dass in der Jugendwohlfahrt Geld in die Hand genommen wird, um in den nächsten 20 Jahren einen Status bezüglich der Aufwachsbedingungen von Kindern und Jugendlichen zu erreichen, wie ihn die Zahnmedizin dank prophylaktischer Aktivitäten in Bezug auf die Zahngesundheit erreicht habe: Würden nicht die Zahnärzte heute neben Zahnregulierungen auch -verschönerungen und -hygiene [...] verrechnen können, wären viele Zahnärzte arbeitslos.
· Prävention vs. Fallarbeit

In einigen Nennungen wird darauf hingewiesen, dass die Differenzierung zwischen der Fallarbeit einerseits und Prävention andererseits nicht zielführend sei. Sinnvoller – wird z.B. formuliert – wäre es, den Hilfeansatz generell zu verankern und die Ressourcen zu schaffen, dass SozialarbeiterInnen vor Ort sein, auf Kinder und Jugendliche in deren Lebenswelt zugehen oder sich mit einem flächendeckend ausgebauten System von Bildungs- und Beratungseinrichtungen sowie dem Gesundheitswesen gut vernetzen können.

· Prävention liegt quer zu konventionellen Strukturen und Zuständigkeiten

Prävention als Querschnittsmaterie erfordere verbindliche Strukturen der Vernetzung, unabhängig von Referatszuständigkeit. Prinzipien der Sozialraumorientierung werden in mehreren Antworten als zukunftsweisend angesehen und sollten gesetzlich verankert werden.

· Öffentlichkeitsarbeit

Öffentlichkeitsarbeit sollte eine prioritäre Aufgabe der Jugendwohlfahrt werden, um Vertrauen, Kooperation und Integration zwischen Kindern und Jugendlichen einerseits und Eltern, Erziehungspersonen, informellen Gruppen, sozialen Einrichtungen und Behörden zu fördern. Öffentlichkeitsarbeit wird in einer anderen Antwort als Faktor gesehen, um Prävention als "Unterstützung" zu vermitteln und Zugangsbarrieren zu reduzieren.

· Gesellschaftliche Aspekte

Die Gesellschaft oder gesellschaftliche Bedingungen werden vor allem in der Form angesprochen, dass die Gestaltung gesellschaftlicher Bedingungen (z. B. Armutsbekämpfung, ökologische, wirtschaftliche, kommunikative Lebensbedingungen) wesentlich präventiv wirke und Prävention von der Gesellschaft als Ganzes geleistet werden müsste. 

· Einschränkungen

In einigen wenigen Antworten werden auch Einschränkungen in Bezug auf das Thema Prävention formuliert: Prävention sollte auf spezifische Prävention fokussieren, nicht nach dem Gießkannenprinzip ausgeschüttet werden, sondern die wirklichen Bedürfnisse der Eltern erkennen. Jugendwohlfahrt sollte sich vor allem auf den Bereich der Sekundärprävention konzentrieren und letztendlich wird festgehalten, das Prävention kein Schlagwort sein dürfe, sondern ein operationalisierbarer, aktiv gestalteter Auftrag sein müsse, professionell konzipiert, geplant und durchgeführt und mit entsprechenden Ressourcen ausgestattet.

· Fragen

In einzelnen Antworten werden letztendlich auch kritische Fragen gestellt. Konkret in Bezug auf das Thema "Prävention" gehen die Fragen in drei Richtungen. Zum einen wird die Frage gestellt, ab wann denn Prävention beginnen sollte und welche konkreten empirischen Daten zum Erfolg präventiver Maßnahmen vorliegen würden. Zum anderen wird die Frage gestellt, warum denn so wenig präventive Maßnahmen vorgesehen wären, wenn sie doch in der Lage wären, teure spätere Maßnahmen zu verhindern. In diesem Kontext werden vor allem kostenmotivierten Einschränkungen von Jugendwohlfahrtsmaßnahmen bzw. -aktivitäten kritisch hinterfragt. Die dritte Fragerichtung zielt auf praktische Fragen wie z. B., wie man denn erziehungsunfähige bzw. -unwillige Eltern überhaupt erreichen könne.

· Partizipation

Die Einbindung von Kindern und Jugendlichen bei der Erarbeitung des Themas (im Sinne von "was brauchen sie, um sich selbst besser schützen zu können") wird lediglich in einer Antwort gefordert.

2.4 Rechtsanspruch auf Jugendwohlfahrtsleistungen
Die Frage, ob es für Leistungen der Jugendwohlfahrt einen Rechtsanspruch gibt oder geben sollte, spricht ein sehr komplexes Thema an. Hier scheinen sehr unterschiedliche Einschätzungen, Ansichten und Rechtsmeinungen zu bestehen. Um zur Klärung dieser Frage beizutragen, wurde z. B. 2006 von freien Trägern ein Gerichtsverfahren angestrengt, das aber auch zu keinem inhaltlichen Ergebnis führte sondern nur aufgrund formaler Aspekte entschieden wurde.
 und in unterschiedlichen Kontexten wurden heftige Diskussionen geführt. 

Zu diesem Themenbereich wurden eine geschlossene und eine offene Frage in den Fragebogen aufgenommen.

2.4.1 Lässt sich aus dem derzeit gültigen Jugendwohlfahrtsgesetz ein Rechtsanspruch auf Jugendwohlfahrtsleistungen ableiten? 

Die in den Fragebogen aufgenommene Frage „Lässt sich Ihrer Einschätzung nach aus dem derzeit gültigen Jugendwohlfahrtsgesetz ein Rechtsanspruch auf Jugendwohlfahrtsleistungen ableiten?“ und die Bitte, diese Einschätzung zu begründen sollten dazu dienen, einen Eindruck zu bekommen, welche unterschiedlichen Haltungen und Sichtweisen zu dieser Frage bestehen.
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Abb. 9: Rechtsanspruch auf Jugendwohlfahrtsleistungen? (n = 91)

Wie aus Abbildung 9 ersichtlich ist, sind die Einschätzungen relativ breit verteilt, so dass man vermuten könnte, dass in dieser Frage keine allgemeine Übereinstimmung zu finden ist. Bei den TeilnehmerInnen, die im unmittelbaren Jugendwohlfahrtsbereich tätig sind lässt sich mit Vorsicht eine etwas bejahendere Stimmung ausmachen. Insgesamt betrachten sind in beiden Gruppen etwas über 60 % der Antwort bejahend.

2.4.2 Begründungen
63 TeilnehmerInnen sind der Bitte nachgekommen, ihre Einschätzung auch zu begründen. 43 dieser Antworten beziehen sich auf eine (eher) bejahende Einschätzung, 19 auf eine (eher) verneinende. Eine Einschätzung „kann ich nicht beantworten“ wird kommentiert mit: Abgeleitete Rechtsansprüche klingt sehr nach Beschäftigung mehrerer Juristen mit mehreren Meinungen.

Die Begründungen, warum aus dem Jugendwohlfahrtsgesetz ein Rechtsanspruch ableitbar oder nicht ableitbar sei, fallen sehr unterschiedlich aus. Auffällig ist, dass zum Teil mit sehr ähnlichen Argumenten sowohl für als auch gegen die Ableitbarkeit eines Rechtsanspruches argumentiert wird. Die Antworten lassen sich grob folgendermaßen gruppieren:
· Einfache Verweise ohne weitere Begründungen

Antworten, die sich hier zuordnen lassen, finden sich sowohl bei denen, die eine Ableitbarkeit eines Rechtsanspruches bejahen wie auch bei denen, die eine solche verneinen.

Vereinzelt wird z. B. nur darauf verwiesen, ein solcher Anspruch ergebe sich aus dem Gesetz oder einem der entsprechenden Landesgesetze.

In einzelnen Antworten wird sehr allgemein auf rechtswissenschaftliche Gutachten oder klare Entscheidungen des OGH verwiesen oder nur auf einen allgemeinen Wissenstand rekurriert: so weit ich informiert bin, gibt es diesen Rechtsanspruch. In einer Antwort wird ein Rechtsanspruch bejaht und kommentiert, dass die Zielgruppen nur zu wenig Bescheid [wissen] würden.

Umgekehrt wird z. B. die Arbeit in einschlägigen Arbeitsgruppen als Begründung angeführt, warum ein Rechtsanspruch als nicht ableitbar eingeschätzt wird.

· Bezugnahme auf einzelne Formulierungen bzw. Paragraphen in den Gesetzen

Bei den bejahenden Einschätzung wird am häufigsten auf spezifische Begriffe im Jugendwohlfahrtsgesetz Bezug genommen. Dabei wird ein Rechtsanspruch in der Regel mit Formulierungen in den §§ 1 bis 3 des Jugendwohlfahrtsgesetzes in Verbindung gebracht.

Ein Rechtsanspruch ergäbe sich demzufolge aus Begriffen wie "hat" (vorzusorgen, zu fördern, zu sichern ) [§1 JWG] oder Formulierungen wie "ist zu gewähren" [§§2 und 3 JWG]. In einzelnen Antworten wird der Rechtsanspruch weniger aus der Formulierung "hat" oder "ist" abgeleitet sondern stärker in Verbindung damit gebracht, dass jede Art von Hilfe bei Gefährdung des Kindeswohls zu gewährleisten sei bzw. dass das Kindeswohl geschützt werden müsse.

Der größte Anteil der Erläuterungen für eine Verneinung eines Rechtsanspruchs beziehen sich darauf, dass die Formulierungen im Gesetz zu schwach, zu wenig explizit, nicht ausdrücklich seien. Zweimal wird z. B. auch damit argumentiert, dass im Gesetzestext nicht "muss" formuliert sei sondern nur "hat zu ...". Ein aus dem Gesetz ableitbarer Rechtsanspruch wird in einer Antwort damit negiert, dass das Kindeswohl nicht definiert sei und Eingriffe in die Rechte der Familien rechtlich äußerst problematisch seien. Andere TeilnehmerInnen argumentieren ähnlich damit, dass Formulierungen im Jugendwohlfahrtsgesetz z.T. sehr unklar und schwammig seien und dementsprechend viel Interpretationsspielraum ließen. So sei Gefährdung schon ein nicht definierter Begriff und dann würde noch die Anwendung des gelindesten Mittels statt der notwendigen Maßnahmen gefordert. Zu guter Letzt wird in einer Antwort ein Rechtsanspruch verneint, weil die Abgrenzung von hoheitlichen und nichthoheitlichen Tätigkeiten (wann ist durch Bescheid zu entscheiden?) zu unklar sei.

· Differenzierungen und Einschränkungen

Bei ähnlichen Begründungen werden aber auch unterschiedliche Einschätzungen vorgebracht, die von "ja, unbedingt" bis zu einem vorsichtigen "eher ja" reichen. In etwa der Hälfte der Antworten, die sich auf die ersten drei Paragraphen stützen, werden letztendlich auch Einschränkungen angebracht.

Die häufigste Einschränkung geht in die Richtung, dass es zwar eine Handlungsverpflichtung der öffentlichen Jugendwohlfahrt bei Kindeswohlgefährdungen gäbe, aber keinen Rechtsanspruch auf Umfang und Art der Leistungen – dies zu entscheiden läge im Verantwortungsbereich der SozialarbeiterInnen.

In einzelnen Antworten werden Differenzierungen dahingehend vorgenommen, dass sich aus dem Gesetzestext ein Rechtsanspruch auf Erziehungsmaßnahmen ergäbe, aber kein Anspruch auf präventive Maßnahmen, wie sie unter dem Titel "Soziale Dienste" aufgeführt seien. In einer Antwort wird darauf verwiesen, dass sich bei den "Hilfen zur Erziehung" für die volle Erziehung auf jeden Fall ein Rechtsanspruch ableiten lasse, für "Unterstützung der Erziehung" bei entsprechender fachlicher Begründung, wofür die Fachkräfte entsprechend ausgebildet werden müssten.

Da die Jugendämter für die Genehmigung von Hilfen zuständig seien, sei der Rechtsanspruch nur relativ und für über 18-Jährige würde er gar nicht mehr bestehen. 

Die hier formulierten Einschränkungen werden umgekehrt aber auch von TeilnehmerInnen vorgebracht um zu begründen, warum Ihrer Einschätzung nach kein Rechtsanspruch ableitbar sei. Der Kern der Argumentation ist, dass die Jugendwohlfahrt zur Hilfe verpflichtet sei, die einzelnen KlientInnen aber keinen Anspruch auf eine spezifische Leistung hätten, da diese im Ermessen des Jugendamtes bzw. der/s jeweiligen Sprengelsozialarbeiterin/s liege bzw. von der Jugendwohlfahrt zuerkannt bzw. verfügt werden müsse. Die KlientInnen selber könnten keinen Antrag auf eine Maßnahme stellen. Es würden durch das Gesetz zwar Verpflichtungen, Aufgaben und Zuständigkeiten des Jugendwohlfahrtsträgers bestimmt, aber keine Ansprüche oder Rechte von Eltern oder Kinder auf eine bestimmte Leistung oder Maßnahme.

· Bezugnahme auf Kinderrechte

Eine weitere Argumentationslinie fokussiert sehr allgemein auf die Rechte der Kinder, die einen Rechtsanspruch begründen könnten.

· Andere 

Vereinzelt wird in Antworten auch nicht auf die Frage nach der Ableitbarkeit eines Rechtsanspruches Bezug genommen, sondern z. B. formuliert dass Unterstützung zur Selbstverständlichkeit werden [sollte] und nicht Rechenstift und Bittstellung im Vordergrund stehen sollten.

Zu guter Letzt finden sich einige Antworten, die die Frage der Ableitbarkeit eines Rechtsanspruches bejahen, aber in den Ausführungen dazu dann vermerken, dass die Probleme ganz woanders liegen würden: z. B. bei der Frage, welche Ansprüche Minderjährige generell gegenüber Eltern oder dem Staat haben würden, was individuell gelte, was generell und wer darüber bestimme. Letztendlich ginge es um die Frage von Verteilungsgerechtigkeit, es brauche mehr Augenmerk auf die Rahmenbedingungen für Familien und mehr konkrete Unterstützung (im Sinne der klassischen Fürsorge).

2.5 Die Altersgrenze „Volljährigkeit“
Im Jugendwohlfahrtsgesetz wird die Zuständigkeit der Jugendwohlfahrt mit der Erreichung der Volljährigkeit begrenzt. In begründeten Ausnahmenfällen ist die Verlängerung einer Maßnahme bis zum 21. Lebensjahr möglich. Im Zusammenhang mit der Herabsetzung der Volljährigkeit auf das vollendete 18. Lebensjahr wurde vielfach diskutiert, dass dadurch der Erfolg von Maßnahmen gefährdet sein könnte und dass in der Praxis Jugendliche, die einer Maßnahme bedürften, ausgeschlossen werden.

Da dieses Thema im Kontext einer Neufassung des Jugendwohlfahrtsgesetzes von hoher Relevanz ist, wurde versucht, mit insgesamt vier Fragen die Einschätzungen und Haltungen der befragten ExpertInnen einzuholen. 

2.5.1 Auswirkungen der Herabsetzung der Volljährigkeit auf das vollendete 18. Lebensjahr
In insgesamt zwei Fragen wurde versucht, den immer wieder in die Diskussion eingebrachten negativen Auswirkungen der Herabsetzung der Volljährigkeit nachzugehen. Zuerst wurden die TeilnehmerInnen danach gefragt, ob es auch ihrer Erfahrung entsprechen würde, dass als Konsequenz aus der Herabsetzung der Volljährigkeit auf das 18. Lebensjahr es bereits für 16-Jährige schwierig würde, eine Hilfe zur Erziehung gewährt zu bekommen.
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Abb. 10: Einschränkungen durch die Herabsetzung der Volljährigkeit (n=91)
Wie in Abbildung 10 zu sehen, ist auch hier das Spektrum der Antworten sehr breit, so dass von keiner einheitlichen Erfahrung ausgegangen werden kann. An dieser Frage scheiden sich nach wie vor die Geister. Auffällig ist, dass die ExpertInnen, die im unmittelbaren Jugendwohlfahrtsbereich tätig sind, die Frage mehrheitlich (eher) verneinen, während bei den ExpertInnen im Nahbereich etwa 60 % (eher) bejahend geantwortet haben.

73 TeilnehmerInnen haben die darauf folgende offene Frage „Wie würden Sie generell die Auswirkungen der Herabsetzung der Volljährigkeit auf die Jugendwohlfahrtspraxis einschätzen?“ beantwortet. Bei der Interpretation der Antworten ist sicherlich zu bedenken, dass diese Frage unmittelbar auf eine Frage folgte, die die These in den Raum stellt, dass die Herabsetzung der Volljährigkeit sich bereits auf die Gewährung von Erziehungshilfemaßnahmen für 16-Jährige negativ auswirkt. Generell lässt sich sagen, dass die Antworten relativ stark streuen, wobei tendenziell eine eher negative Einschätzung feststellbar ist. Grob strukturieren lassen sich die Antworten folgendermaßen:

· Sehr globale Bewertungen ohne weitergehende Begründung

In mehreren Kommentaren wird die Herabsetzung der Volljährigkeit auf das vollendete 18. Lebensjahr generell negativ konnotiert. Die Palette der Antworten reicht von sehe ich problematisch über negativ bzw. nachteilig bis hin zu fatal oder katastrophal.

Die Herabsetzung der Volljährigkeit sei nicht sinnvoll und nicht im Sinne des Kindeswohls für den Großteil der Kinder und Jugendlichen sei. 

· Volljährig ist noch nicht erwachsen

Deutlich am umfangreichsten ist der Teil der Antworten, die darauf Bezug nehmen, dass häufig – vor allem bei dem Klientel der Jugendwohlfahrt – die Selbsterhaltungsfähigkeit der jungen Menschen noch nicht gegeben sei. Wir können durch ein Gesetz die Kinder nicht erwachsener machen als sie tatsächlich sind. mag als Beispiel dienen. Als Folge wird auch genannt, dass zunehmend mehr laufende Maßnahmen über die Volljährigkeit hinaus verlängert werden müssen. Als Gründe für die nicht ausrechende Selbsterhaltungsfähigkeit wird einerseits auf Entwicklungsrückstände rekurriert, darauf hingewiesen, dass Ausbildungen oft über das 18. Lebensjahr hinaus laufen. Es wird Bezug genommen auf Jugendliche, die erst spät eine Hilfe gewährt bekommen haben und entsprechend wenig Zeit hatten oder auf wissenschaftliche Erkenntnisse (Verlängerung der pubertären Phase), die nicht berücksichtigt würden.

Es seien das Wohl oder die Bedürfnissen der Kinder und Jugendlichen, an denen sich die Jugendwohlfahrt orientieren sollte, und nicht starre Altersgrenzen, wird manchmal angemerkt. 
· Die Herabsetzung der Volljährigkeit bringt Schwierigkeiten für die Jugendlichen bzw. jungen Erwachsenen

In mehreren Antworten werden Schwierigkeiten angesprochen, die mit der Herabsetzung der Volljährigkeit für die betreuten Jugendlichen auftreten: Erwähnt werden Loyalitätskonflikte, wenn junge Volljährige Unterhaltsansprüche gegenüber den Eltern geltend machen müssen. Berichtet wird auch von einer starken Verunsicherung von Jugendlichen (Schwangerschaft als Versuch, in Betreuung bleiben zu können) und einem starken Druck zur Verselbständigung. 
Neben diesen psychisch-emotionalen Problemen wird auch darauf hingewiesen, das Betreuungen früher enden und weniger Möglichkeiten für Unterstützung zugänglich seien, dass für 18- bis 21-Jährige keine neuen Hilfen mehr möglich seien und nur der Behindertenbereich und die Arbeitslosenförderung als Alternativern zur Verfügung stünden.

Ein spezielles Thema wird mehrmals angesprochen, dass nämlich mit der Erreichung der Volljährigkeit der Anspruch auf Unterhaltsvorschuss erlischt und – im Gegensatz zu einer Jugendwohlfahrtsmaßnahme – auch nicht verlängert werden könne. In Bezug auf die Hilfen für Erwachsene wird mehrmals festgehalten, dass es z. B. im Bereich der Sozialhilfe zu wenig sozialarbeiterische Unterstützung gäbe – in diesem Sinne eine Betreuungslücke entstanden wäre.
· Die Herabsetzung der Volljährigkeit wirkt sich negativ auf die Versorgung jüngerer KlientInnen aus

In mehreren Antworten wird darauf hingewiesen, dass sich die Herabsetzung der Volljährigkeit auf die Gewährung von Erziehungshilfemaßnahmen im Vorfeld auswirke, es für 16-Jährige schon schwierig würde bzw. ein Trend zur Konzentration auf Hilfen bis zum Ende der Schulpflicht feststellbar sei. Jugendliche müssten schon massiv auffällig sein, um betreut zu werden, es werde versucht, keine Leistungen mehr anzubieten sondern von Seiten des Jugendamts auf Beratungsstellen und PsychotherapeutInnen zu verweisen.

· Die Herabsetzung der Volljährigkeit bringt Schwierigkeiten für die Betreuung bzw. für die Jugendwohlfahrt

In einigen Antworten wird darauf hingewiesen, dass für die Betreuung Schwierigkeiten entstünden – einmal, weil es schwierig sei, eine Verlängerung zu erreichen und weniger Zeit für die Erreichung der Betreuungsziele zur Verfügung stünde bzw. ein Druck entsteht, eine Verselbständigung noch früher anzustreben, um im Rahmen der Jugendwohlfahrt noch Nachbetreuung leisten zu können – zum andern bei über 18-Jährigen, die als Volljährige nun die Möglichkeit haben, selber zu entscheiden und damit die Betreuung schwieriger werde.
Jugendämter seien, wird genannt, mit Schwierigkeiten konfrontiert, für Klientel "in diesem Alter und mit bereits sehr gefestigten Verhaltensweisen" passende Angebote zw. Einrichtungen zu finden. Angesprochen wir in diesem Kontext z. B. das Betreute Wohnen. Es wird auch festgehalten, dass das Jugendamt eine längere Betreuungszeit bräuchte.

· Die Herabsetzung der Volljährigkeit dient der Kosteneinsparung

Mehrfach wird auch der Aspekt der Kosteneinsparung angesprochen und negativ konnotiert. Wirksam wäre in diesem Kontext weniger die Gesetzesänderung als vielmehr die finanzielle Situation der Jugendwohlfahrt indem z. B. Maßnahmen aus finanziellen Erwägungen nicht mehr gewährt werden bzw. es einfach die Versuchung gäbe, die Herabsetzung zum Einsparen zu nutzen.

In einer Antwort wird darauf hingewiesen, dass Einrichtungen – und hier sind wohl freie Träger gemeint – in die Lage kommen, dass sie aus eigenen Mitteln Leistungen erbringen müssen, die von der Jugendwohlfahrt nicht mehr finanziert werden.

· Durch die Herabsetzung der Volljährigkeit braucht es neue Angebote

Was es – im Zusammenhang mit der Volljährigkeitsgrenze – braucht oder brächte, wären entsprechende Angebote für junge Erwachsene. Es wird eine Betreuungslücke konstatiert oder festgehalten, es bräuchte neben der Möglichkeit einer Verlängerung der Maßnahmen auch Anlaufstellen für 18- bis 21-Jährige. Angemerkt wird auch, es sei Aufgabe der Jugendwohlfahrt, die Kooperation zu den Hilfen für Erwachsene herzustellen.

· Eine Verlängerung der Maßnahme ist möglich

In mehreren Antworten wird festgehalten, dass eine Verlängerung der Maßnahme über das 18. Lebensjahr hinaus möglich sei – nach einer Novelle [eines Landesgesetzes, Anm. H.P.] auch eine Verlängerung der Unterstützung zur Erziehung möglich sei, die Verlängerungsmöglichkeit beibehalten werden sollte oder die Möglichkeiten einer Verlängerung nur zu wenig bekannt seien.

· Bezug zu gesellschaftlichen Trends 

Mit dem Argument, die Jugendwohlfahrt könne sich von gesellschaftlichen Entwicklungen nicht absetzen wird – vermutlich – die Herabsetzung der Volljährigkeit begründet. Von anderen wird auf gesellschaftliche Trends verweisen, die eine selbständige Lebensführung von jungen Menschen generell eher nach hinten verschieben (Stichwort „später erwachsen werden“) wobei gleichzeitig der Anteil der unterstützungsbedürftigen Jugendlichen größer würde, für die dann eben entsprechende Betreuungszeiträume (über 18 hinaus) benötigt würden.

· Abgrenzungen

Vereinzelt werden die Grenzen der Jugendwohlfahrt angesprochen – einmal in der Form, dass die Jugendwohlfahrt sich abgrenzen könne und nicht die Verantwortung für volljährige Jugendliche übernehmen müsse, und zum anderen, dass die Herabsetzung an den grundsätzlichen Problemlagen nichts ändern würde – es bräuchte dann eben Hilfen für junge Erwachsene, aber die Jugendwohlfahrt müsse die Kosten dafür nicht mehr tragen – wahrscheinlich seien aber Diskussionen über die jeweilige Zuständigkeit.

2.5.2 Gründe für eine Verlängerung einer Jugendwohlfahrtsmaßnahme
In der dritten Frage dieses Blocks wurde im Hinblick auf mögliche Änderungen im Jugendwohlfahrtsgesetz nach Gründen gefragt, die für eine Verlängerung einer Maßnahme über die Volljährigkeit hinaus relevant sein könnten. Die TeilnehmerInnen wurden gebeten, die für Sie wichtigsten Gründe (maximal fünf) zu benennen und anzugeben bis zu welchem Alter bei diesen Gründen eine Verlängerung möglich sein sollte.

Die angegebenen Gründe lassen sich in sechs Gruppen zusammenfassen:

· Ausbildung und berufliche Situation
Gründe, die sich auf die Sicherung einer Ausbildung bzw. auf die berufliche Situation bezogen wurden am häufigsten genannt (n=53). Dabei wird aber z.T. sehr unterschiedlich Bezug darauf genommen. Grundsätzlich scheint der Abschluss einer Ausbildung für die Befragten ein relevanter Grund zu sein – Einschränkung werden insofern sichtbar, als zum Teil nur bestimmte Gruppen dafür angegeben werden wie z. B. Pflegekinder oder Volle Erziehung, Unterschiede zeigen sich auch im angegebenen Alter. Die Altersangaben reichen von 19 Jahre, über 21 Jahre bis hin zu 24, 25 oder 27 Jahre oder es wird offener z. B. Bis zur Beendigung der Ausbildung genannt.

· Entwicklungsprobleme
Als zweithäufigster Grund (n=49) werden Entwicklungsprobleme genannt die sehr unterschiedlich angesprochen werden – der Grundtenor ist aber immer der selbe: die jungen Erwachsenen benötigen noch etwas Zeit um Defizite aufzuholen, zum Nachreifen, wegen Entwicklungsverzögerungen oder unzureichender Selbsterhaltungsfähigkeit bzw. zur Sicherung der Selbsterhaltungsfähigkeit. Die Altersangaben streuen sehr breit, wobei ein Schwerpunkt bei 21 Jahren liegt.

· Spezifische psychosoziale Problemkonstellationen
Häufig genannt werden auch Gründe, die auf spezifische psychosoziale Probleme fokussieren. Im Wesentlichen sind hier psychische Probleme, psychiatrische Störungen, Suchterkrankungen, Straffälligkeit, Traumatisierungen und Behinderung angegeben. Etwas anders gelagert, aber dennoch unter dieser Sammelkategorie erfasst ist der Grund „frühe Mutterschaft“, der insgesamt vier Mal genannt wurde. 

· Sicherung des Erfolges von Jugendwohlfahrtsmaßnahmen
Öfters wird die Sicherung des Erfolges einer laufenden Jugendwohlfahrtsmaßnahme explizit als Grund für eine Verlängerung angegeben, implizit dürft dies auch bei anderen Gründen mitenthalten sein. Explizit hingewiesen wird manchmal darauf, dass es um die Sicherung von Maßnahmen gehe, die erst sehr spät begonnen wurden. Die Altersangaben liegen mit einer Ausnahme bei 21 Jahren.

· Unzureichendes Beziehungsnetz
Mehrfach werden auch Gründe genannt, die sich auf das Beziehungsnetz der jungen Erwachsenen beziehen. Der größere Teil spricht dabei ein fehlendes oder unzureichendes familiäres oder sonstiges soziales Netz an. Die Altersangaben sind einheitlich bei 21 Jahren.

· Andere Gründe
Manche der genannten Gründe sind zu spezifisch oder umgekehrt zu allgemein, um einer der o.a. Gruppen zugeordnet zu werden. Ein größerer Teil nennt bestimmte Maßnahmen oder Unterstützungsangebote wie z. B. Stationäre Betreuung, Pflegekinder, Betreutes Wohnen, Nachbetreuung, Maßnahmen in der Familie o.ä.. Vereinzelt wird auch auf den Wunsch der Jugendlichen verwiesen oder ein Bezug zu „Normalfamilien“ hergestellt.

Wie bereits erwähnt, divergieren die Angaben, bis zu welchem Alter einer Verlängerung einer Maßnahme möglich sein sollte zum Teil sehr stark. Es lässt sich aber durchaus eine sehr starke Häufung beim vollendeten 21. Lebensjahr für unterschiedliche Gründe feststellen.
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Abb. 11: Verlängerung einer Maßnahme bis zu welchem Alter (181 Nennungen)

Wie aus Abbildung 11 ersichtlich ist, wird bei 58 % der genannten Verlängerungsgründe eine Verlängerungsmöglichkeit bis zum vollendeten 21. Lebensjahr vorgeschlagen. Nimmt man die darunter liegenden Angaben (19. und 20. Lebensjahr) hinzu, so wird in insgesamt 69 % der Antworten die derzeit geltende Grenze nicht überschritten. Bei 9 % der Angaben wird das vollendete 25. Lebensjahr vorgeschlagen. 12 % sind unter der Kategorie „andere“ zusammengefasst. Hier wurden in der Regel keine Altersangaben in Jahren gemacht sonder festgehalten, dass die Maßnahme z. B. bis zur Zielerreichung oder bis zum Abschluss der Ausbildung verlängert werden sollte.

2.5.3 Statements oder Fragen zum Thema „Unterstützung für junge Erwachsene“ 
Zum Abschluss des Fragenblockes zur Altersgrenze wurden die TeilnehmerInnen um ein allgemeines Statement zu Thema „Unterstützung für junge Erwachsene“ gebeten.

Wie bei anderen offenen Fragen wurde diese Möglichkeit unterschiedlich genutzt. In insgesamt 62 Antworten werden wieder unterschiedliche Aspekte angesprochen.

· Bestätigung der bestehenden Regelungen

Vereinzelt wird die bisherige Regelung für eine Verlängerung der Maßnahme als ausreichend angesehen, in einem Kommentar wird eine Verankerung dieser Möglichkeit an anderer Stelle im Gesetzestext für sinnvoll erachtet, um ihr mehr Nachdruck zu verleihen.

· Forderungen

Eine Evaluierung der Regelung bzw. der Handhabung der Altersgrenze wird z. B. für wünschenswert erachtet. 
In einem anderen Kommentar wird eine Erweiterung und finanzielle Absicherung des Angebots freier Träger gefordert. 

Zum Teil werden generalisierend Forderungen aufgestellt, dass junge Erwachsene Unterstützung bräuchten und Regelungen geschaffen werden sollten, dass sie auch unkompliziert (wie es in einem Kommentar formuliert wurde) diese Hilfen bekommen könnten.

In mehreren Fällen wird dagegen festgehalten, dass die Unterstützung dort angesiedelt sein sollte, wo es um Fürsorge für Erwachsene gehe bzw. es wird argumentiert, dass das Problem darin liege, dass die Schnittstellen zu andern Hilfen nicht funktionieren: eine ausreichende sozialarbeiterische Betreuung im Rahmen des SHG oder des BehG würden das Problem nicht entstehen lassen. Die hier formulierten Hindernisse werden in einem anderen Kommentar wiederum zur Begründung herangezogen, dass die Jugendwohlfahrt die Aufgabe übernehmen müsse.

In mehreren Antworten wird letztendlich ein Rechtsanspruch gefordert – entweder auf Schul- und Berufsausbildung oder genereller auf Unterstützung bzw. Leistungen (bis zum 21. Lebensjahr). In einem Kommentar wird auch festgehalten, dass junge Erwachsene, die am weitesten in ihrer Ausbildung und ihrer Entwicklung zurück seien, einen solchen Rechtsanspruch am dringendsten bräuchten, der ihnen nach der derzeitigen Rechtslage und Praxis am meisten verwehrt würde.

· Argumentationen

Eine Verlängerung der Maßnahme über das 18. Lebensjahr hinaus wird für notwenig erachtet, weil junge Erwachsene – aufgrund traumatischer Kindheitserfahrungen, schwieriger Familienverhältnisse oder auch wegen zu kurzer vorheriger Betreuungszeit noch Zeit brauchen für Entwicklung, Nachreifung oder das Aufholen von Entwicklungsrückständen. Manchmal werden auch allgemeine gesellschaftliche Entwicklungen als Ursache für eine spätere Reife oder Selbsterhaltungsfähigkeit genannt. Ein des öfteren vorgebrachtes Argument für eine Verlängerung der Maßnahme über die Volljährigkeit hinaus ist in diesem Kontext auch das Argument, dass der Erfolg bzw. der Nutzen der bisherigen Leistungen dadurch gefährdet würde und eine Verlängerung der Sicherung und Stabilisierung dienlich sei.

Das Alter wird als Kriterium aber auch mehrfach in Frage gestellt, z. B.. in der Form, dass mit dem Alter nicht automatisch auch Reife verbunden sei und daher der Bedarf das Kriterium sein müsse oder in Form der Forderung, man solle doch den Kindern und Jugendlichen einen längeren Schonraum einräumen.

Ein des öfteren herangezogenes Argumentationsmuster zieht die sog. "Normaljugendlichen" als Vergleich heran. Diese würden in der Regel heutzutage viel länger von ihren Eltern unterstützt bzw. unterstützt werden müssen. Dieser Vergleich ist auch in dem sozialpolitisch argumentierenden Kommentar enthalten, Jugendwohlfahrt sei auch Sozialpolitik und habe auch Leistungsschwachen unter die Arme zu greifen. Für „normale“ Jugendliche gäbe es Möglichkeiten, die Kinderbeihilfe weiterhin zu beziehen und es bestünde eine Unterstützungspflicht der Eltern.

· Bedarfsfeststellungen

Es werden eine Reihe von möglichen oder sinnvollen Angeboten aufgelistet, beginnend mit dem, verstärkt einen 2. Arbeitsmarkt aufzubauen, soziale Netzwerke für junge Menschen aufzubauen und soziale Beziehungen zu sichern. Die Angebote sollten frühzeitig beginnend auf die Alleinerhaltungsfähigkeit ausgerichtet sein. Es werden aber auch Einschränkungen formuliert: Eine Verlängerung wird in einem Kommentar nur auf der Basis einer Begutachtung für sinnvoll erachtet um nicht einer Infantilisierung und einem wenig reflektierten Umgang mit JW-Leistungen Vorschub zu leisten. In einer weiteren Antwort wird festgestellt, dass junge Erwachsene attraktive Angebote bräuchten, da sie sonst Angebote nicht wahrnehmen würden.

2.6 Wie kindgerecht sind die Verwaltungsabläufe?
Ein weiterer Themenkomplex beinhaltete Fragen zu den Verwaltungsabläufen und wie weit diese dem Kindeswohl entsprechend gestaltet seien. Zu diesem Thema wurde einmal versucht, die zentralen Problembereich bei administrativen Abläufen, Zuständigkeiten und Strukturen aus der Sicht der Befragten zu identifizieren. Zum anderen sollte erhoben werden, welche Veränderungsmöglichkeiten die TeilnehmerInnen in diesem Kontext sehen.

2.6.1 Problematische Bereiche
Ausgehend von der Feststellung: „In Diskussionen wird häufig festgestellt, dass administrative Abläufe, Zuständigkeiten oder Strukturen nicht dem Kindeswohl entsprechen.“ wurden die TeilnehmerInnen gefragt, welche Bereich Ihrer Einschätzung nach von besonderer Bedeutung wären, wenn es um einen Veränderungsbedarf bei Verwaltungsabläufen und Organisationsstrukturen ginge.
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Abb. 12: Veränderungsbedürftige Bereich in Bezug auf Verwaltungsabläufe und Organisationsstrukturen
Wie aus Abbildung 12 ersichtlich ist, wird dem Bereich der öffentlichen Verwaltung am meisten Bedeutung in dieser Hinsicht eingeräumt, vor allem, wenn man die Kategorie „hauptsächlich“ heranzieht. Etwa 50 % der Nennungen halten den Bereich der öffentlichen Verwaltung hier für „hauptsächlich“ wichtig.

In der Kategorie „Andere“, wo 20 TeilnehmerInnen die Möglichkeit nutzten, noch andere Bereiche zu nennen, dominieren die Bereiche Schule, Gesundheitssystem sowie Gerichte.

In der Folge wurden die TeilnehmerInnen gefragt, in welchen Situationen bzw. bei welchen Problemkonstellationen denn ihrer Erfahrung nach gehäuft Schwierigkeiten im Zusammenhang mit Verwaltungsabläufen und Organisationsstrukturen auftreten würden. Ausgangspunkt dieser Frage war die Hypothese, dass es bestimmte identifizierbare Situationen oder Konstellationen gäbe. Den TeilnehmerInnen wurde eine Reihen an Situationen, die in Diskussionen häufig benannt wurden, zur Einschätzung vorgelegt und darüber hinaus die Möglichkeit geboten, diese um weitere Aspekte zu ergänzen.
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Abb. 13: Verwaltungsabläufe und Organisationsstrukturen: Problematische Situationen oder Konstellationen

Betrachten man die Abbildung 13, so ist ersichtlich, dass nach Einschätzung der befragten ExpertInnen beim Umgang mit multiplen Problematiken am häufigsten Schwierigkeiten auftreten. Dies dürfte wohl ein Hinweis darauf sein, dass die Zusammenarbeit unterschiedlicher HelferInnensystem als am anfälligsten wahrgenommen wird. Immerhin ein Viertel der Befragten, die hier geantwortet haben, sieht auch im Übergang ins Erwachsenenalter eine Problemkonstellation, die häufig mit Schwierigkeiten in Bezug auf Verwaltungsabläufe und Organisationsstrukturen verbunden ist.

Zuständigkeitswechsel bzw. anderer Rahmenbedingungen und gesetzliche Grundlagen werden an dritter Stelle genannt.

Die TeilnehmerInnen hatten auch bei dieser Frage die Möglichkeit, weitere Situationen zu benennen und in Bezug auf die Häufigkeit einzuschätzen. Dies wurde 38 Mal genützt. Dabei wurden mit Abstand am häufigsten Probleme genannt, die mit den zur Verfügung stehenden Ressourcen zu tun haben, fünf Nennungen bezogen sich auf Probleme der Kooperation auf verschiedenen Ebenen gefolgt von Kompetenzproblemen und Problemen mit Gerichtsverfahren mit jeweils 4 Nennungen. Als weitere Problemfelder wurden Migrationshintergrund und sprachliche bzw. fremdenrechtliche Probleme benannt.

In Einzelfällen wurden Angebote wie z. B. kurzzeitige Notunterkünfte für Minderjährige oder intensivpädagogische Maßnahmen genannt, wobei offen bleibt, wo hier die Probleme zu lokalisieren sind: ob z. B. beim Zugang zu diesen Angeboten oder aufgrund mangelnder Angebote o.ä. Genannt werden letztendlich auch Probleme, die entstehen, wenn – wie es z. B. formuliert wurde – Konflikte über den Fall ausgetragen werden. 

2.6.2 Was wäre hilfreich, um Regelungen, Tätigkeiten und Abläufe stärker am Wohl des Kindes zu orientieren?
In der Folge wurden die TeilnehmerInnen um Ihre Einschätzung gebeten, was denn hilfreiche Lösungsmöglichkeiten sein könnten. Auch hier wurde relativ willkürlich eine Reihe an Vorschlägen, die in unterschiedlichen Diskussionszusammenhängen aufgetaucht waren, zur Einschätzung vorgelegt. Darüber hinaus hatten die TeilnehmerInnen wiederum die Möglichkeit, eigene Vorschläge einzubringen.

Die Auswertung der Antworten zu dieser Frage ergab folgendes Bild:
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Abb. 14: Hilfreiche Veränderungen, um Regelungen und Abläufe stärker am Wohl des Kindes zu orientieren
.

Wie in Abbildung 14 ersichtlich, dominiert auch bei dieser Frage das Thema „Ressourcen“. In 80 % der Antworten zu dieser Frage wurde eine „Bessere Ressourcenausstattung der Jugendämter“ als „unbedingt hilfreich“ angesehen. „Kindgerechte Fristen bei Verfahren“ wurde in 60 % der Antworten als „unbedingt hilfreich“ angesehen, um Regelungen, Tätigkeiten oder Abläufe stärker am Wohl des Kindes zu orientieren.

„Einheitliche Zuständigkeitsregeln für das gesamte Bundesgebiet“ sowie der „Abbau von regionalen Unterschieden bei den Leistungen“ folgen mit etwa 55 bzw. 45 % der Einschätzungen als „unbedingt hilfreich“. An dem Verhältnis der bejahenden und verneinenden Antworten lassen sich auch die Vorschläge identifizieren, wo die größten Unterschiede bei den Einschätzungen vorliegen. Sowohl bei „Strukturelle Trennung von Kontrolle und Unterstützung“ wie auch „Trennung von hoheitlichen und privatrechtlichen Aufgaben“ ist der größte Teil an Einschätzungen sichtbar, die diesen Vorschlag für „eher weniger“ oder „gar nicht“ hilfreich halten.

Insgesamt 34 TeilnehmerInnen haben auch die Möglichkeit genutzt, weitere Vorschläge zu machen, was aus ihrer Sicht hilfreich sein könnten. Auch hier wurde das Thema Ressourcen mehrmals angeführt – allerdings sehr unterschiedlich formuliert: mehr Personal, bessere Ausstattung, flexiblerer Einsatz von finanziellen Mitteln seien hier als Beispiele angeführt. Auch das Thema Kompetenzen wird angesprochen. Angaben wie Fachpersonal hat Entscheidungskompetenzen, Arbeitsgruppen mit Handlungsberechtigung o.ä. lassen strukturelle Probleme in Bezug auf Kompetenzen vermuten. In einzelnen Antworten werden Kontroll- oder Entwicklungsaufgaben beim Bundesministerium angesiedelt oder bundesweit einheitliche Kriterien für das Kindeswohl gefordert.

Beistand für Kinder bei Gerichtsverfahren oder die Forderung nach einer Person, die bei notwendigen Jugendwohlfahrtsmaßnahmen die Interessen des Kindes vertritt sind Beispiele für eine weitere Gruppe von Antworten, die eng auch an Antworten anschließt, in denen genereller Beteiligung (von Kindern, Jugendlichen, Eltern etc.) bzw. eine Orientierung an deren Bedürfnissen und Möglichkeiten (z. B. individuelle fallabhängige oder muttersprachliche Hilfen) gefordert oder eine kindgerechtere Gesellschaft überall angemahnt wird. Vereinzelt wird mehr Flexibilität in Bezug auf Leistungskataloge angesprochen, Sozialplanung oder eine Veränderung des Bildes der Jugendwohlfahrt über mehr oder andere Öffentlichkeitsarbeit als Veränderungsmöglichkeit angegeben.

2.7 Qualifikation, fachliche Weiterentwicklung und Psychohygiene

Im derzeit gültigen Jugendwohlfahrtsgesetz wird die „fachliche Ausrichtung“ dezidiert festgeschrieben. In den Ausführungsgesetzen der einzelnen Länder finden sich aber sehr unterschiedlich detaillierte Angaben zu Qualifikationsanforderungen wie auch in Bezug auf die fachliche Weiterentwicklung und die Psychohygiene der Fachkräfte.

Auch hier interessierte die JU-Quest-Steuerungsgruppe bei der Gestaltung des Fragebogens zum einen eine generelle Einschätzung der TeilnehmerInnen in Bezug auf die Qualifikationsanforderungen wie auch in Bezug auf die Regelungen bezüglich Weiterbildung und Psychohygiene. Zum anderen sollte erhoben werden, was nach Ansicht der TeilnehmerInnen bei einer Gesetzesnovellierung berücksichtigt werden sollte, um Qualifikation und Psychohygiene in der Jugendwohlfahrt sicherzustellen. 

2.7.1 Einschätzung der derzeit gültigen gesetzlichen Regelungen zu Qualifikationsanforderungen für Fachkräfte in der Jugendwohlfahrt
Die erste Frage des Fragenkomplexes zu Qualifikation, Weiterbildung und Psychohygiene lautete: Sind Ihrer Einschätzung nach die im derzeit gültigen Jugendwohlfahrtsgesetz getroffenen Regelungen bezüglich der Qualifikationsanforderungen an die in der Jugendwohlfahrt beschäftigten Fachkräfte adäquat im Hinblick auf die Gewährleistung des Kindeswohls? Dabei wurden die TeilnehmerInnen gebeten, auch anzugeben, auf welche Gesetzesgrundlage sie ihre jeweilig Einschätzung beziehen.
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Abb. 15: Sind die derzeit gültigen Regelungen bez. Qualifikationsanforderungen adäquat im Hinblick auf die Gewährleistung des Kindeswohls? (n=87)
Wie in Abbildung 15 ersichtlich, ergibt sich aus den Antworten ein sehr heterogenes Bild. Die Einschätzungen divergieren von 40 % bejahend und 60 % verneinend bei denen, die sich auf das Bundesjugendwohlfahrtsgesetz 1989 beziehen über eine 50:50 Einschätzung in Bezug auf das Steiermärkische Jugendwohlfahrtsgesetz bis zu 100 % bejahend in Bezug auf das Burgenländische Jugendwohlfahrtsgesetz.

Eine Auswertung der Antworten entlang der Parameter „Ich arbeite im unmittelbaren Jugendwohlfahrtsbereich“ und „Ich arbeite im Nahbereich der Jugendwohlfahrt“ zeigt eine vorsichtigere Einschätzung der TeilnehmerInnen, die sich im Nahbereich ansiedeln. Bei dieser Gruppe ist die größte Anzahl der Einschätzungen bei „eher ja“ angesiedelt, während bei den im unmittelbaren Jugendwohlfahrtsbereich bei „ja“ die meisten Antworten angesiedelt sind.

2.7.2 Einschätzung der derzeit gültigen gesetzlichen Regelungen zu Weiterbildung und Psychohygiene

Die Frage, wie weit die derzeit bestehenden gesetzlichen Regelungen im Hinblick auf die Gewährleistung des „Kindeswohls“ adäquat seien, wurden in der Folge auch in Bezug auf die Bereiche Weiterbildung und Psychohygiene gestellt.
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Abb. 16: Sind die derzeit gültigen Regelungen bez. Weiterbildung und Psychohygiene adäquat im Hinblick auf die Gewährleistung des Kindeswohls? (n=81)
Ein Vergleich der Abbildungen 15 und 16 macht ersichtlich, dass die Einschätzungen in Bezug auf Weiterbildung und Psychohygiene deutlich schlechter ausfallen als die in Bezug auf die Qualifikationsanforderungen. Insgesamt verneinen mehr als die Hälfte (54,32 %) der TeilnehmerInnen diese Frage zumindest eher, während nur ein Drittel sie bejahen.
2.7.3 Möglichkeiten, um Qualifikation, fachliche Weiterentwicklung und Psychohygiene in der Jugendwohlfahrt sicherzustellen

In der Folge wurde den TeilnehmerInnen in einer offenen Frage gebeten, Möglichkeiten zu benennen, die im Hinblick auf eine Neufassung des Jugendwohlfahrtsgesetzes ihrer Einschätzung nach geeignet wären, Qualifikation, Weiterbildung und Psychohygiene der Fachkräfte in der Jugendwohlfahrt sicherzustellen.

Entsprechend der Breite der Frage, war das Spektrum der Antworten auch sehr breit gefächert.

· Perspektivenwechsel
Als einen Möglichkeit in diesem Kontext werden unterschiedliche Formen des Perspektivenwechsels beschrieben, die unter dem Motto "Über den Tellerrand blicken" gefasst werden könnten. PraktikerInnen in Einrichtungen könnten zeitweise am Jugendamt arbeiten und vice versa, MitarbeiterInnen für einen begrenzten Zeitraum im Management und umgekehrt. SozialarbeiterInnen könnten z. B. auch gemeinsam mit SozialpädagogInnen Weiterbildungsangebote wahrnehmen. Letztendlich geht es, ob nun – wie auch vorgeschlagen – landesweit Erfahrungen ausgetauscht werden oder die Vernetzung von öffentlichen und freien Trägern forciert wird, immer darum, den Horizont zu erweitern.

· Konkrete Angebote
Sehr breit war naturgemäß die Palette von Vorschlägen, die sich auf konkrete Angebote bezogen haben:
Im Bereich von Qualifikation und fachlicher Weiterentwicklung wurden Aspekte wie z. B. definierte Grundqualifikationen, praxisnahe Ausbildungen, gute Personalauswahl, Weiterbildungsangebote, Praktika aber auch interne Fachaufsicht und Kontrolle angesprochen. Im Bereich von Psychohygiene wurden häufig Supervision, Intervision, Teamarbeit und Sabbatical-Regelungen genannt.
Relativ häufig werden solche Maßnahmen auch mit verpflichtendem Charakter vorgeschlagen. In einer Antwort wird dabei die Verantwortung bei der Einrichtungsleitung angesiedelt und als Kontrollinstanz die Fachaufsicht des Landes vorgeschlagen.
· Ressourcen
Sehr häufig werden konkrete Vorschläge auch mit Hinweisen darauf ergänzt, dass die für Weiterbildungsmaßnahmen und Psychohygiene nötigen Ressourcen bereitgestellt bzw. eingeplant werden müssten oder es wird konstatiert, dass dies derzeit nicht in ausreichendem Maß der Fall sei. Dabei geht es zum einen um finanzielle Mittel, zum anderen aber um Personalressourcen, die Weiterbildung und Maßnahmen der Psychohygiene erst möglich machen. Zeitressourcen, verbindliche Fallzahlenbegrenzungen und ähnliche Formulierungen tauche in diesem Kontext auf. Es wird aber auch angemerkt, dass die rechtlichen Rahmenbedingungen zwar vorhanden wären, die Umsetzung aber in der Regel zu budgetfreundlich sei, so dass es wohl noch genauerer gesetzlicher Rahmenvorgaben bedürfe. 
Eine Antwort lautete letztendlich: Die augenfällige Unterbesetzung in Hinblick auf die steigende Anzahl und Komplexität der Problemfelder lässt Psychohygiene und adäquate fachliche Weiterentwicklung als frommen Wunsch erscheinen. 
· Planung, Führung, Personalauswahl
Planung und Führung werden in unterschiedlichen Kontexten angesprochen – zum einen in Bezug auf eine Bildungsbedarfserhebung und entsprechende Weiterbildungsplanung.
Zum andern als professionelle Organisation und Führungskultur mit den entsprechenden Instrumentarien und zum dritten als Möglichkeit für eigene Karriereplanung.
Auch der Aspekt der Personalauswahl wird angesprochen, wobei einmal eine Unterstützung bei der Arbeitskräftesuche durch professionelle Dienstleister genannt wird. In einzelnen Äußerungen wird das Augenmerk auf spezifische Persönlichkeitsmerkmale gelegt, die bei der Auswahl neben formalen Qualifikationen unbedingt berücksichtigt werden sollten.
Als Qualitätssicherungsmaßnahme wie auch als Burn-out-Prophylaxe wird nicht zuletzt eine einerseits ausgiebige andererseits auch sanfte (nicht überbelastende) Einschulung neuer MitarbeiterInnen erwähnt.
· Standards und gesetzliche Regelungen
In mehreren Antworten wird die Definition einheitlicher Ausbildungsstandards und deren gesetzlicher Verankerung gefordert. Ebenso sollte der Bereich Fortbildung im Hinblick auf Ausmaß und Inhalt gesetzlich normiert werden. Die Rede ist von bundeseinheitlichen Qualifikationsgesetzen oder von fachlicher Weiterentwicklung und Psychohygiene, die als Rechte von MitarbeiterInnen kollektivvertraglich oder auf der Basis von Betriebsvereinbarungen geregelt werden könnten.
Hilfreich wären wohl, so eine andere Formulierung, eine Konkretisierung der Vorgaben wie auch eine Quantifizierung – so dass auf dieser Basis auch die nötigen Ressourcen zur Verfügung gestellt werden (müssten).

· Fachkompetenz, strukturelle Kompetenzen und Beteiligung der Fachkräfte
Ein weiterer Bereich von Antworten bezieht sich auf eine Stärkung des Wissens von Fachkräften (z. B. durch eine Forcierung der wissenschaftlichen Bearbeitung von Jugendwohlfahrtsthemen), auf eine strukturelle Verbesserung der Position von Fachkräften (z. B. durch die Ausstattung mit entsprechenden Kompetenzen) und auf eine stärkere Beteiligung der Fachkräfte an relevanten Prozessen und Entscheidungen (z. B. die Beteiligung von Fachkräften an der Erarbeitung von Verwaltungsabläufen und Verordnungen oder die Einbeziehung aller HelferInnen und Familiensysteme bei der Erarbeitung von Betreuungsplänen).

· Kein Veränderungsbedarf
In einzelnen Antworten wird aber auch der derzeitige Status quo als ausreichend beschrieben. So wird in einer Antwort z. B. auf das Vorliegen einer neuen Regelung verwiesen, die dem Defizit bei Qualifikation und Weiterbildung ausreichend abhelfe.

2.8 Verantwortung und Kompetenzen von Bund und Ländern
Ein letzter großer Fragenkomplex beschäftigte sich mit der Frage nach den Kompetenzen von Bund und Ländern in Bezug auf Jugendwohlfahrt. Hintergrund war die häufig geäußerte Kritik an den unterschiedlichen gesetzlichen Grundlagen der Länder, an den unterschiedlichen Ausgestaltungen der Jugendwohlfahrt und am Fehlen verbindlicher gemeinsamer Standards. Dazu wurde einmal nach den Einschätzungen in Bezug auf eine stärkere Vereinheitlichung der Ländergesetze gefragt und dann in der Folge nach möglichen Erweiterungen der Bundeskompetenzen im Jugendwohlfahrtsbereich.
2.8.1 Wird eine stärkere Vereinheitlichung der Landesjugendwohlfahrtsgesetze für notwendig gehalten?

Die erste Frage des Fragenkomplexes zu den Verantwortungs- und Kompetenzbereichen von Bund und Ländern lautete: Halten Sie aus Ihrer Sicht eine stärkere Vereinheitlichung der Jugendwohlfahrtsgesetze für notwendig?
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Abb. 17: Vereinheitlichung der Landesjugendwohlfahrtsgesetze (n=86)
In Abbildung 17 wird eine sehr deutliche Bejahung dieser Frage sichtbar. Etwa 84 % der TeilnehmerInnen, die direkt im Jugendwohlfahrtsbereich tätig sind und etwa 90 % der TeilnehmerInnen aus dem Nahbereich der Jugendwohlfahrt halten eine stärkere Vereinheitlichung der Landesjugendwohlfahrtsgesetze zumindest „eher“ für notwendig. Die zahlenmäßig geringen verneinenden Antworten beschränken sich auf die Kategorie „eher nein“.

In der Folge wurden die TeilnehmerInnen um ihre Einschätzung gebeten, was denn für oder gegen eine stärkere Vereinheitlichung der Landesjugendwohlfahrtsgesetze sprechen würde.

2.8.2 Was spricht gegen eine stärkere Vereinheitlichung?
Entsprechend der in Abbildung 17 sichtbar werdenden Grundhaltung zu einer Vereinheitlichung der Landesgesetze fielen die Einschätzungen, was dafür sprechen würde, zahlenmäßig deutlich höher aus. Es wurden aber auch Argumente vorgebracht, die gegen eine stärkere Vereinheitlichung sprechen. Solche Argumente wurden auch von TeilnehmerInnen vorgebracht, die grundsätzlich der Meinung waren, eine stärkere Vereinheitlichung sei notwendig.

· Nivellierung der Leistungen
Als zentrales Argument wird häufig die Gefahr formuliert, dass die gewachsenen differenzierten Strukturen zerstört und nivelliert werden könnten. In Ausnahmefällen wird dies zwar befürchtet, sollte aber, so die Formulierung, kein Hindernis sein. Es hänge, so ein anderer Kommentar, vom herangezogenen Maß der Dinge ab, mehrheitlich wird aber eine Orientierung am kleinsten gemeinsamen Nenner befürchtet. Vereinzelt wird die Gefahr der Nivellierung auch in Verbindung gebracht mit der Befürchtung einer verschärften Kontrolle.
Was von den einen als Gefahr der Nivellierung formuliert wird, wird von anderen ebenso häufig als Notwendigkeit formuliert, auf regionale Gegebenheiten Rücksicht zu nehmen. Dieser Spielraum müsste jedenfalls gewährleistet sein und er erscheint den Antwortenden durch eine stärkere Vereinheitlichung der Landesgesetze eher gefährdet.

· Potentiale von Unterschieden
Eine zweite Argumentationslinie fokussiert auf Möglichkeiten, die sich aus Unterschieden ergeben könnten. Erst eine unterschiedlichen Ausgestaltungen der Gesetze bzw. der Jugendwohlfahrt ermögliche auch Vergleiche und best practice Modelle könnten erst aus dem Vergleich sichtbar werden.

· Pragmatische Überlegungen
Eine dritte Gruppe von Argumenten bilden pragmatische Überlegungen. So wird z. B. der das Jugendwohlfahrtsgesetz leitende Subsidiaritätsgedanke vorgebracht. Dieser Grundgedanke spreche gegen eine Vereinheitlichung, wobei aus den Antworten nicht ersichtlich ist, wie die TeilnehmerInnen das Prinzip der Subsidiarität selber bewerten.
Ein weiteres pragmatisches Argument zieht die zu unterschiedlichen Strukturen heran, die einen Austausch und eine Annäherung schwierig machen würden. Eine stärker Vereinheitlichung erschiene in einer überschaubaren Zeit nicht machbar.

· Verneinungen
In insgesamt 15 Antworten wird in Bezug darauf, was gegen eine Vereinheitlichung sprechen würde, schlicht "nichts" formuliert. Im Gegensatz dazu wird ein einer Antwort aber auch dezidiert festgehalten, dass es in der Praxis kaum Probleme gäbe, die auf die unterschiedlichen Gesetzeslagen zurückführbar wären.

2.8.3 Was spricht für eine stärkere Vereinheitlichung?
Auch die Antworten auf die Frage, was denn für eine stärkere Vereinheitlichung der Landesjugendwohlfahrtsgesetze sprechen würde, lassen sich in unterschiedliche Gruppen von Argumenten zusammenfassen:

· Gleiche Bedingungen
Als zentrales Argument für eine Vereinheitlichung der Landesgesetze erscheint die Forderung nach gleichen Bedingungen für die KlientInnen. Dabei wird auf unterschiedliche Aspekte fokussiert 

· die Gewährleistung gleicher oder zumindest ähnlicher Angebote und Unterstützungsmöglichkeiten in allen Bundesländern

· einheitliche Vorgangsweisen und Zugangsmöglichkeiten (Chancen)

· die Möglichkeit, Einrichtungen anderer Bundesländer heranzuziehen

· gleiche Chancen für Träger in unterschiedlichen Bundesländern

· gleiche (Qualitäts-)Standards

· Vergleichbarkeit von Leistungen

· Anerkennung von MA-Qualifikationen in allen Bundesländern

· einheitlichere Rahmenbedingungen (Ressourcen, EDV-System)

Begründet wird dies sehr unterschiedlich mit:
· der Mobilität der Bevölkerung,
· der Schwierigkeit, die bestehenden Unterschiede nachzuvollziehen und auch den KlientInnen nachvollziehbar zu machen,
· einem Zugang zu Leistungen unabhängig von der Finanzkraft der einzelnen Bundesländer,
· höherer Transparenz und KlientInnenorientierung,
· einer Vereinfachung, geringerem Aufwand und eventuell Kostenersparnis,
· besserer Kalkulierbarkeit für die Beteiligten oder einer
· Unabhängigkeit von jeweiligen politischen Machtverhältnissen und Zuständigkeiten im Land.

· Gleiche Bedürfnisse von Kindern 

Als Argument für eine Vereinheitlichung wird angeführt, dass die Bedürfnisse von Kindern überall gleich seien bzw. wenn das Kindeswohl als Ausgangspunkt genommen wird, die Kriterien für die Gewährleistung des Kindeswohls in allen Bundesländern einheitlich sein sollten.

· Gerechtigkeit

Des öfteren wird auch mit dem Aspekt der "Gerechtigkeit" argumentiert – von dem ausgehend nicht nachvollziehbar erscheine, dass Kinder und Jugendliche in unterschiedlichen Bundesländern ungleich behandelt werden. Es sei eine Frage der Gerechtigkeit, denn jedes Kind sei gleich viel wert, 

· Gegenseitige Stärkung/Synergien/Konfliktreduktion

In einzelnen Aussagen werden einer Vereinheitlichung der Landesgesetze positive Effekte insofern zugeschrieben, als dabei Bewährtes bzw. best practices übertragen werden und Leistungen inhaltlich besser weiterentwickelt werden könnten, da mehr Ressourcen dafür da wären. Nicht zuletzt könnte so eine stärkere Lobby für die Anliegen der JWF entstehen.

Von einer Vereinheitlichung der Landesgesetze wird in mehreren Aussagen auch erwartet, dass so Probleme bei Orts- und Zuständigkeitswechseln reduziert, grenzüberschreitende Unterbringungen und Kooperationen erleichtert und Streitigkeiten, vor allem in Bezug auf die Kosten verringert würden.

Vernetzung, Kooperation und Austausch der Fachkräfte würde – so meinen einige – durch eine Vereinheitlichung der Gesetzeslage verbessert oder erleichtert werden und Erfahrungen und Wissen könnten besser zusammengetragen und verglichen werden. Für die einzelne Fachkraft wäre ein besserer Überblick bzw. bessere Kenntnisse über die Situation in anderen Bundesländern verbunden. 

Eine stärkere Vereinheitlichung der Gesetzen wird in mehreren Kommentaren positiv konnotiert mit mehr Klarheit, Transparenz, schnelleren Abläufen, womit auch ökonomische Vorteile verbunden wären. 

Als Argument für eine Vereinheitlichung wird weiters die Möglichkeit angeführt, die Ausgaben für die Jugendwohlfahrt zwischen den Bundesländern vergleichen zu können.

· Stärkeres Bild in der Öffentlichkeit

Für ein Vereinheitlichung der Gesetze würde ein einheitlicheres Auftreten in der Öffentlichkeit sprechen. Ein einheitlicheres Vorgehen würde in der Öffentlichkeit meinungsbildend wirken, eine stärkere Lobby für Kinder und Jugendliche sei möglich und einheitlichere Regelungen würden die Wichtigkeit der Agenden unterstreichen.

· Kontrollmöglichkeiten

In einzelnen Kommentaren wird eine Vereinheitlichung der Gesetzeslage auch als Möglichkeit gesehen, das Ausnutzen der Systeme zu reduzieren und den Sozial- bzw. JUWO-Tourismus einzuschränken.

So wie bei der Frage, was denn gegen eine Vereinheitlichung sprechen würde, nicht wenige Antworten schlichtweg aus Nichts bestanden, so wurden bei der Frage, was denn für eine Vereinheitlichung spreche, in einigen Antworten festgestellt, dass nichts – außer vielleicht das föderalistische Prinzip – für eine Verländerung der Gesetze spreche. Landesgrenzen würden keine Unterschiede rechtfertigen, da z. B. Unterbringungen über Landesgrenzen hinaus erfolgen würden. Zudem wird auf die geringe Größe Österreichs hingewiesen – Österreich sei zu klein für neun verschiedene Regelungen.

In mehreren Antworten wird aber auch festgehalten, dass die Frage einer Vereinheitlichung sekundär sei – wichtiger seien z. B. die Frage der Ausstattung der Jugendwohlfahrt, die Ausstattung des Bundesministeriums als Kompetenzzentrum (Statistik, Forschung), die Streichung von Rückerstattungsverpflichtungen im gesamten Sozialbereich etc. Oder es wird festgehalten, eine Vereinheitlichung sei in der Praxis nicht relevant. In einer Antwort wird letztendlich darauf verwiesen, dass die Gesetze in essentiellen Bereichen nicht wirklich verschieden seien.

2.8.4 Erweiterung der Bundeskompetenzen über die Rahmengesetzgebung hinaus 

In einer weiteren Frage wurden die TeilnehmerInnen um eine Einschätzung ersucht, in welchen Bereichen sie aus ihrer Erfahrung eine Erweiterung der Bundeskompetenzen über die Rahmengesetzgebung hinaus befürworten würden. Auch bei dieser Frage wurden einige Antwortkategorien vorgegeben und die Möglichkeit geboten, eigene Bereiche darüber hinaus zu benennen.
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Abb. 18: Erweiterung der Bundeskompetenzen

Wie in Abbildung 18 deutlich wird, würde eine deutliche Erweiterung der Bundeskompetenzen von sehr vielen Befragten befürwortet werden. Nimmt man die Items „ja, unbedingt“, „ja“ und „eher schon“ als befürwortende Antworten zusammen, so finden alle vorgegebenen Kategorien Zustimmung mit etwas über 60 % (Richtlinien zur Abrechnung“ bis etwa 90 % (Forschung und Ausbildungskriterien).

Richtlinien in Bezug auf Qualifikation und Forschung sind die Bereiche mit der höchsten Zustimmung.

Die ergänzenden offenen Antworten lassen sich z.T. zuordnen, wie z. B. anerkannte fachliche Qualifikationen oder Bereich Bildung. In anderen Antworten werden zusätzliche Bereiche eingeführt, wie z. B. die Zuständigkeit für einen Jugendwohlfahrtsbericht oder die Evaluation des bestehenden Systems. Genannt werden aber auch die Festlegung von Standards zur Kindeswohlsicherung, Partizipation von Kindern und Jugendlichen und Prävention.

Vorgeschlagen wird eine bundesweite Fachaufsicht oder eine Trennung von privatwirtschaftlichen und hoheitlichen Aufgaben, wobei die privatwirtschaftlichen bei den Ländern, die hoheitlichen beim Bund angesiedelt werden sollten.

3. Zusammenfassung
Die Fragestellungen umfassen ein breites Feld an Themen und die Antworten der TeilnehmerInnen beinhalten dementsprechend auch eine Fülle an Informationen. Bei der Auswertung der geschlossenen Fragen lassen sich Tendenzen in Bezug auf die Einschätzungen der TeilnehmerInnen zu den einzelnen Themen finden. Bei näherer Betrachtung der Antworten zu den offenen Fragen findet sich aber in der Regel eine breite Palette an Zugänge zu den Fragen bzw. an Begründungen für einzelne Einschätzungen. Als generelles Thema zieht sich das Problem zu geringer Ressourcen durch die Antworten auf alle Fragestellungen, wobei auch hier unterschiedliche Zugänge deutlich werden. Während in der Regel mehr Ressourcen gefordert werden, finden sich auch Antworten, in denen primär auf Möglichkeiten fokussiert wird, mit den beschränkten Ressourcen auszukommen.

In Bezug auf die einzelnen Fragenkomplexe lässt sich zusammenfassend festhalten:

· Derzeitige Organisation der Jugendwohlfahrt
Auf die Frage, ob durch die derzeitige Organisation der Jugendwohlfahrt die Gewährleistung des Kindeswohls ausreichend möglich sei, antworten die meisten TeilnehmerInnen „eher ja“ oder „eher nein“. Diese sehr vorsichtigen Einschätzungen könnte man auch als Ausdruck einer gewissen Unsicherheit interpretieren bzw. als Grundeinschätzung, dass schon manches verbesserungswürdig oder -fähig ist. Zentrale Themen in diesem Zusammenhang sind primär die Frage der Ressourcenausstattung, dann aber auch das Thema allgemeiner Standards sowie die Frage von Kooperationsbeziehungen und Vernetzung.
· Jugendwohlfahrtsgesetz
Das Jugendwohlfahrtsgesetz wird in Bezug auf den eigenen Arbeitskontext mehrheitlich für sehr relevant eingeschätzt und auch der Informationsstand in Bezug auf die rechtlichen Rahmenbedingungen erscheint sehr hoch. Vieles wird im Hinblick auf eine Novellierung des Jugendwohlfahrtsgesetzes als beibehaltenswert genannt, einiges aber auch als veränderungsbedürftig. Bei den Veränderungsvorschlägen häufig genannt wird der Bezug zu den Kinderrechten und das Thema Rechtsanspruch auf Leistungen, aber auch die Forderung nach Präzisierungen und Klärungen, die Frage der Abgrenzung zu anderen Bereichen bzw. der Kooperation mit anderen Bereichen wie Schule, Gesundheitswesen, Justiz etc. Öfters angesprochen wird in diesem Zusammenhang auch eine Vereinheitlichung von Regelungen.
· Prävention
In Bezug auf das Thema „Prävention“ findet sich eine sehr starke Befürwortung einer Verstärkung präventiver Ansätze. Die eingebrachten Anregungen machen aber ein extrem weites Feld von unterschiedlichen Vorstellungen auf, was denn als Prävention anzusehen und umzusetzen wäre. Im Bereich der Prävention scheinen große Erwartungen und Hoffnungen aufgehoben zu sein, andererseits legt die Vielfalt der Zugänge nahe, dass hier ein nicht geringer Diskussions- und Klärungsbedarf vorhanden ist.
· Rechtsanspruch auf Jugendwohlfahrtsleistungen
Die Frage der Ableitbarkeit eines Rechtsanspruches auf Jugendwohlfahrtsleistungen wird zwar tendenziell bejaht, die Argumentationsmuster und Interpretationen verweisen aber auf sehr unterschiedliche Zugänge.

· Altersgrenze
Im Bereich des Themas „Altersgrenze“ wird die Möglichkeit einer Verlängerung von Jugendwohlfahrtsmaßnahmen über die Volljährigkeit hinaus mehrheitlich befürwortet, insgesamt zeigt sich in den Antworten aber eine gewisse Ambivalenz. Während auf der einen Seite in unterschiedlichen thematischen Kontexten die Altersgrenze als veränderungsbedürftig artikuliert und eine breite Palette an Gründen für eine Maßnahmenverlängerung angeführt wird, findet sich doch eine sehr hohe Zustimmung zu der derzeit bestehenden Grenze des vollendeten 21. Lebensjahres für eine Verlängerung. Unter Umständen könnte dies als Hinweis darauf interpretiert werden, dass weniger die gesetzlichen Regelungen als problematisch empfunden werden als vielmehr die Erfahrungen des praktischen Umgangs. 
· Verwaltungsabläufe
In Bezug auf die Verwaltungsstrukturen und Abläufe wird tendenziell ein hoher Veränderungsbedarf festgestellt, wobei hier am häufigsten die mangelnden Ressourcen sowie Schnittstellenprobleme angesprochen werden.

· Qualifikation, Weiterbildung, Psychohygiene
In Bezug auf die gesetzlichen Regelungen zu Qualifikationsanforderungen finden sich tendenziell eher positive Einschätzungen, die Regelungen zur fachlichen Weiterbildung und zur Psychohygiene werden eher negativ eingeschätzt. Dass an anderer Stelle eine sehr hohe Zustimmung zum Vorschlag, die Definition von Ausbildungskriterien als Bundeskompetenz zu verankern, geäußert wird, könnte aber dafür sprechen würde, dass zumindest die Unterschiede in den Regelungen als nicht zufriedenstellen angesehen werden. 
· Verantwortungsbereich und Kompetenzen von Bund und Länder
Eine hohe Zustimmung findet sich in Bezug auf die Forderung, die unterschiedlichen Ländergesetze zu vereinheitlichen. Es werden aber auch Ängste artikuliert, eine solche Vereinheitlichung könnte zu einer Verschlechterung in Bezug auf Leistungen und Strukturen führen. Hohe Zustimmung findet auch der Vorschlag, die Kompetenzen des Bundes über die Rahmengesetzgebung hinaus zu erweitern. Reiht man die zur Einschätzung vorgeschlagenen Bereiche, so stehen „Forschung“ sowie „Definition von Ausbildungskriterien“ an erster Stelle.

Insgesamt finden sich aber durch alle Themenbereiche hindurch sehr divergierende Ansichten, sehr unterschiedliche Artikulations- und Argumentationsmuster und sehr unterschiedliche Zugänge zu den einzelnen Themen. Sichtbar ist durchgängig ein starkes Engagement für Kinder und Jugendliche. Bei Betrachtung der unterschiedlichen Antworten sind aber keine deutlicher abgrenzbaren theoretischen oder sozialpolitischen Leitdiskurse erkennbar. Ansatzweise gemeinsam geteilte Zugänge, aus denen auf intensivere gemeinsame Diskussionsprozesse geschlossen werden könnte, scheinen eher auf lokaler Ebene vorhanden zu sein. 
Anhand der vorliegenden Daten lassen sich einige Bereiche nennen, in denen auf einer breiteren Basis ein Veränderungsbedarf gesehen wird. Zentrale Bereiche sind dabei die Ressourcenausstattung, der Bereich präventiver Angebote, die Angleichung bundesländerspezifischer Regelungen sowie die Gestaltung der Grenzen der Jugendwohlfahrt bzw. die Klärung der Schnittstellen zu anderen Feldern wie Schule, Justiz oder Gesundheitssystem. Während aber in Bezug auf die Notwendigkeit einer Erweiterung der finanziellen und personellen Ressourcen der Jugendwohlfahrt eine weitgehende Übereinstimmung feststellbar ist, werden in den anderen genannten Bereiche sehr unterschiedliche Zugänge und Vorstellungen sichtbar. Am deutlichsten zeigt sich die Heterogenität der Zugänge beim Thema „Prävention“. Vor dem Hintergrund eines solchen Befundes scheint eine Förderung der Auseinandersetzung zu Jugendwohlfahrtsthemen über die regionalen Bezüge hinaus noch einmal bedeutsam. 
Vor allem zwei Themen erscheinen vor dem Hintergrund der Ergebnisse dieser Befragung besonders berücksichtigenswert:

Der erste Themenbereich ist der Bereich der Prävention, wo z. B. zu diskutieren wäre:

· Was ist unter Prävention zu verstehen und wie ist der Bereich Prävention auszudifferenzieren?
· Mit welchen Zielen und mit welcher Legitimation wird Prävention betrieben?
· Wo liegen die Möglichkeiten und Grenzen präventiver Arbeit? 
· Welche Aufgaben hat die Jugendwohlfahrt im präventiven Bereich?
Der zweite Themenbereich ist noch etwas weiter und könnte umschrieben werden mit der Formulierung „Grenzen der Jugendwohlfahrt“
. In diesem Kontext stellen sich unter anderem Fragen wie:
· Was sind grundsätzlich die Aufgaben der Jugendwohlfahrt und was gehört nicht dazu?
· Welche Probleme stellen sich der Jugendwohlfahrt an ihren Grenzen (Fachgrenzen, Zuständigkeits- und Ressortgrenzen, Bundesländergrenzen, Institutionsgrenzen etc.)?
· Wie wirkt die Jugendwohlfahrt in andere Felder wie Schule, Justiz, Gesundheitswesen hinein und wie wirkt sie mit ihnen zusammen?
· Welche strukturellen Rahmenbedingungen wären förderlich für eine Zusammenarbeit, welche sind hinderlich?
· Wie kann die Jugendwohlfahrt flexibel auf gesellschaftliche Veränderungen reagieren?
Gemäß dem Motto „Wichtig ist, dass man nicht aufhört zu fragen!“ (A. Einstein) endet auch dieser Bericht mit einer Reihe offener Fragen. JU-Quest geht weiter und auch 2009 wird wieder eine Befragung stattfinden. Die nächste ExpertInnenkonferenz ist für März 2010 geplant.
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JU-Quest: Trends und Entwicklungen in der Jugendwohlfahrt

Ein Forschungs- und Vernetzungsprojekt

Auch das wirtschaftliche und soziokulturelle System Österreichs  hat sich in den letzten Jahrzehnten tiefgreifend verändert: Globalisierung, zunehmende Ökonomisierung aller Lebensbereiche, Individualisierung, Pluralisierung der Lebensformen, Wertewandel usw. tauchen als Stichworte immer wieder auf. Diese Veränderungen zeigen sich auch im Bereich der Jugendwohlfahrt. Mit einer Vielfalt an Angeboten wird auf neue Herausforderungen reagiert. Mit inhaltlichen Veränderungen und dem politischen Druck nach Effizienz, Effektivität und Qualität in der Jugendwohlfahrt wird von öffentlichen wie freien Trägern sehr unterschiedlich umgegangen. Eine überregionale und öffentliche Auseinandersetzung zu aktuellen Entwicklungen in der Jugendwohlfahrt und wie darauf adäquat reagiert werden kann, gibt es allerdings kaum. Auch die institutionen- und trägerübergreifende Vernetzung als Basis für die Diskussion und Weiterentwicklung von Angeboten und Strategien ist noch in sehr geringem Ausmaß gegeben. 

Hier setzt das Projekt „JU-Quest“ an, das auf Initiative des Fachbereichs Pädagogik von SOS-Kinderdorf im Juni 2002 von einer Gruppe von Fachleuten aus unterschiedlichen jugendwohlfahrtsrelevanten Arbeitsfeldern gestartet wurde. 

Was macht JU-Quest?

Wir wollen das Medium Internet nutzen um ein neues Forum für eine fachliche Diskussion zur aktuellen Situation und zukünftigen Entwicklung der österreichischen Jugendwohlfahrt zu schaffen. Darüber hinaus wollen wir Möglichkeiten für eine intensivere Vernetzung der mit Jugendwohlfahrtsfragen befassten Fachleute zur Verfügung stellen, wo persönliche Kontakte geknüpft werden können, der Austausch über aktuelle Entwicklungen und eine intensivere Auseinandersetzung zu aktuellen Themen stattfinden kann. Längerfristig könnte eine umfangreiche Wissensbasis zu Jugendwohlfahrtsfragen aufgebaut werden.

Derzeit gibt es 

· ein Mal pro Jahr eine Online-ExpertInnen-Befragung zu Entwicklungen in der österreichischen Jugendwohlfahrt (Trends, aktuelle Projekte etc.)

· regelmäßig stattfindende ExpertInnenkonferenzen mit inhaltlichen Inputs und viel Raum für Diskussion.

Die Ergebnisse der Befragungen und Materialien von den Konferenzen werden auf einer eigenen Web-Site veröffentlicht. 

Wer steht hinter JU-Quest?

Für die inhaltliche Ausgestaltung des Projektes ist eine Steuerungsgruppe verantwortlich. Der überregionalen Ausrichtung des Projektes entsprechend kommen die Mitglieder dieser Steuerungsgruppe aus verschiedenen Bundesländern, von verschiedenen öffentlichen und freien Trägern, verschiedenen Organisationen und Institutionen und decken ein breites Spektrum an Arbeitsfeldern im Jugendwohlfahrtskontext ab.

Konkret sind dies derzeit:

· Dr. Wolfgang Apfelthaler, Rettet das Kind Niederösterreich

· Dr. Andrea Holz-Dahrenstaedt, Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg

· Mag. Werner Kapferer, Institut für Sozialpädagogik Stams/Tirol 

· Dorothea Klampfl MAS, Stadt Graz, mOdell Lebensqualitätsindikatoren

· Dr. Werner Leixnering, Kinder- und Jugendneuropsychiatrie, Wagner-Jauregg-Krankenhaus Linz

· Gerhard Mitter

· DSA Herbert Siegrist, Arbeitskreis Noah

· Univ.-Prof. Dr. Josef Scheipl, Institut für Erziehungswissenschaften/Abteilung Sozialpädagogik der Universität Graz, 

· Univ.-Prof. Dr. Stefan Sting, Abteilung für Sozial- und Integrationspädagogik der Universität Klagenfurt

· DSA Christa Winkler

· Dr. Silvia Zabernigg, Pflegekinderdienst des Vorarlberger Kinderdorfes

Die Projektleitung ist im Sozialpädagogischen Institut im Fachbereich Pädagogik von SOS-Kinderdorf angesiedelt und für die Durchführung des Projektes verantwortlich.

Derzeit ist dies Dr. Hermann Putzhuber (Hermann.Putzhuber@sos-kd.org )

Wer wird befragt?

Wir möchten das Wissen von ExpertInnen zusammentragen. Als ExpertInnen in Jugendwohlfahrtsfragen betrachten wird dabei alle Menschen, die beruflich in Feldern der Jugendwohlfahrt bzw. in angrenzenden Bereichen involviert sind und die ein Interesse haben, sich an der Weiterentwicklung der Jugendwohlfahrt in Österreich zu beteiligen.

Für unsere Befragungen wenden wir uns an

· Fachleute, die im unmittelbaren Jugendwohlfahrtskontext arbeiten, also in den Feldern, die im Jugendwohlfahrtsgesetz definiert sind und 

· Fachleute, die in angrenzenden Arbeitsfeldern, wie z.B. in der Kinder- und Jugendpsychiatrie oder in Ausbildungseinrichtungen, tätig und in ihrer Arbeit immer wieder mit Jugendwohlfahrtsfragen konfrontiert sind.

Ansprechen möchten wir dabei das gesamte Spektrum von TeilnehmerInnen aus der unmittelbaren Arbeit mit KlientInnen bis zu TeilnehmerInnen auf Leitungsebene.

Ein wesentliches Kriterium für die Zusammensetzung der Gruppe der BefragungsteilnehmerInnen ist eine größtmögliche Breite. Alle Bundesländer und möglichst viele Arbeitsfelder der Jugendwohlfahrt bzw. angrenzender Bereiche sollen vertreten sein. Die TeilnehmerInnen wurden bisher im „Schneeballsystem“ erreicht. Sie wurden in der Regel persönlich angesprochen und für das Projekt gewonnen. 

Bei der sechsten und siebten Befragung wurden überdies alle JugendamtsleiterInnen in Österreich per E-Mail eingeladen, sich an den Befragungen zu beteiligen.
Was ist bisher gemacht worden?

Seit dem Projektstart wurden insgesamt sieben Befragungen durchgeführt. Die Berichte dazu sind über die Web-Site zugänglich. Am 15./16.11.2007 fand in Eugendorf bei Salzburg die fünfte JU-Quest-ExpertInnenkonferenz statt, die nächste ist für März 2010 geplant.

Wo gibt es noch Informationen?

Weitere Information sind auf der Web-Site des Projektes zu finden:

http://www.ju-quest.at
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� Der Gesetzesentwurf und die Stellungnahmen sind einsehbar unter � HYPERLINK "http://www.parlament.gv.at/PG/DE/XXIII/ME/ME_00231/pmh.shtml" ��http://www.parlament.gv.at/PG/DE/XXIII/ME/ME_00231/pmh.shtml� (Zugriff 11.3.2009)


� Kursiv dargestellte Texte sind in der Folge immer wörtlich übernommene Passagen aus den Antworten.


� Die auffällige Häufigkeit dieser Nennungen könnten unter Umständen damit zusammenhängen, dass zur Zeit der Befragung in Österreich eine heftige Diskussion über die Einführung einer generellen Anzeigepflicht bei Gewalt gegen Kinder auch für JugendwohlfahrtsmitarbeiterInnen geführt wurde. Diese wurde von Fachkräften in der Jugendwohlfahrt weitestgehend abgelehnt.


� Eine Dokumentation dieses Verfahrens findet sich unter http://www.ju-quest.at/jure/


� Erläuterung der Kurzbezeichnungen in der Grafik


Ressourcen Jugendamt (n=87)�
Bessere Ressourcenausstattung der Jugendämter�
�
Kindgerechte Fristen (n=87)�
Kindgerechte Fristen bei Verfahren�
�
einheitliche Zuständigkeiten (n=86)�
Einheitliche Zuständigkeitsregeln für das gesamte Bundesgebiet�
�
Vereinheitlichung Leistungen (n=87)�
Abbau von regionalen Unterschieden bei den Leistungen�
�
Trennung Kontrolle/Unterstützung (n=87)�
Strukturelle Trennung von Kontrolle und Unterstützung�
�
Abbau Zuständigkeitsgrenzen (n=85)�
Abbau bestehender Zuständigkeitsgrenzen z. B. zum Gesundheitswesen, Schulwesen o.ä.�
�
Case-Management Jugendamt (n=86)�
Case-Management durch das erstzuständige Jugendamt�
�
Vertretungsbefugnis Kinderanw.(n=86)�
KinderanwältInnen mit Vertretungsbefugnis�
�
Etablierung Instanzenweg (n=86)�
Etablierung eines Instanzenweges zur Überprüfung von Entscheidungen�
�
Trennung hoheitlich/privatrechlich (n=85)�
Trennung von hoheitlichen und privatrechtlichen Aufgaben�
�



� Der Begriff „Grenzen“ bezieht sich dabei einerseits auf die Beschränkungen der Jugendwohlfahrt (z. B. Zuständigkeitsgrenzen), andererseits auf das, was sich an den Grenzen, in den Randbereichen, abspielt (z. B. Kooperationen, Gestaltung von Übergängen etc.).
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